
STOP 



Early Journal Content on JSTOR, Free to Anyone in the World 

This article is one of nearly 500,000 scholarly works digitized and made freely available to everyone in 
the world by JSTOR. 

Known as the Early Journal Content, this set of works include research articles, news, letters, and other 
writings published in more than 200 of the oldest leading academic Journals. The works date from the 
mid-seventeenth to the early twentieth centuries. 

We encourage people to read and share the Early Journal Content openly and to teil others that this 
resource exists. People may post this content online or redistribute in any way for non-commercial 
purposes. 

Read more about Early Journal Content at http://about.jstor.org/participate-jstor/individuals/early- 
journal-content . 



JSTOR is a digital library of academic Journals, books, and primary source objects. JSTOR helps people 
discover, use, and build upon a wide ränge of content through a powerful research and teaching 
platform, and preserves this content for future generations. JSTOR is part of ITHAKA, a not-for-profit 
Organization that also includes Ithaka S+R and Portico. For more Information about JSTOR, please 
contact support@jstor.org. 



I. Abhandlungen. 



Die Besteurung der Gewerbe in England. 



Von Rcgierungsrath Tocke in Ansbach. 



Es ist eine bekannte Sache und schon oft gesagt *) worden, 
dass es eine allgemeine Gewerbsteuer in England nicht gebe, 
sondern nur eine höchst irrationelle, willkürliche Besteuerung ein- 
zelner Gewerbe. Gewiss ist dies bei einem Staate, der jährlich 
so grosse Summen durch Steuern aufbringen muss, im höchsten 
Grade auffallend und erscheint geradezu unbegreiflich, wenn man 
die hohe Entwicklung und anscheinende Steuerfähigkeit der eng- 
lischen Industrie ins Auge fasst. Gleichwohl ist die Thatsache 
selbst vollkommen richtig. Um so mehr aber gewährt es Inter- 
esse nachzuforschen, wie es geschehen konnte, dass man in 
England im Gegensatz zu der finanziellen Entwicklung der meisten 
Continentalstaaten die Einführung einer allgemeinen Gewerbsteuer 
vermied und wie man zu der bestehenden willkührlichen Be- 
lastung einzelner Gewerbe gelangte. 

Es wurde in einer früheren Abhandlung 2 ) gezeigt, wie in 
Deutschland die Gewerbesteuern sich historisch aus den Abgaben 
entwickelten, welche die Fürsten und Herren sich dafür geben 

1) Beispielsweise bei Stein, Lehrbuch der Finanzwissenschaft S. 276, 
281, 306. — Hoffmann in der vorliegenden Zeitschrift Jahrg. 1854. S. 305. 

2) S. 3 flgd. im Jahrgang 1860 dieser Zeitschrift. 
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Hessen, dass sie einem Unterthan gestatteten, ein Gewerbe zu 
unternehmen und auszuüben. Bei der Stammverwandtschaft zwi- 
schen Deutschen und Engländern ist daher von vornherein zu 
vermuthen, dass es dort ähnlich zugieng, und die Geschichte be- 
stätigt diese Vermuthung auf das Bestimmteste. 

Wilhelm der Eroberer errichtete zwar in England einen 
Lehenstaat in der ausgeprägtesten Form, indem er das ganze 
Land als tabula rasa behandelte und in acht mittelalterlich-ger- 
manischer Weise die Eroberung mit seinen Vasallen und sonsti- 
ger Gefolgschaft theilte. Aber er war dennoch weit entfernt, 
ein blosser Lehenkönig, ein primus inter pares, zu sein, und sich 
auf die Macht zu beschränken, welche ihm das Lehensverhältniss 
gewährte, sondern er hatte vielmehr aus der Berührung der 
Normannen mit romanischen Völkern eine sehr hohe Meinung von 
seiner königlichen Machtvollkommenheit mitgebracht und regierte 
in mancher Hinsicht als absoluter Fürst, gerade als ob er gar 
Niemandes Hilfe zu der Eroberung gebraucht hätte. 

Der Begriff der Souveränetät ist ein so naheliegender und 
die Sache eine der menschlichen Selbstsucht so zusagende , dass 
auch die Nachfolger des Eroberers, so wenig sie den gewaltigen 
Geist und das Herrschertalent desselben geerbt hatten, doch die 
Unumschränktheit seiner Macht zu erweitern suchten und bald 
dazu kamen, sich als die Quelle jedes Rechts und jeder Befug- 
niss zu betrachten, eine Richtung die sich alsbald dahin erwei- 
terte, dass sie sehr geneigt waren, so zu herrschen, als wäre 
Alles verboten, was sie nicht erlaubt hatten, und nur das erlaubt, 
was nicht zu verbieten war. 

Natürlich geschah aber dies alles nicht um der Idee der Sou- 
veränetät willen, wovon man noch nicht einmal das Wort kannte, 
sondern man hatte seinen reellen Vortheil im Auge, und wo die- 
ser fehlte, mag auch die Sorge um die Macht nicht gross ge- 
wesen sein. Bei Allem, was verboten wurde und Was sich die 
Unterthanen und Vasallen mussten erlauben lassen, war es auf 
Bezahlung abgesehen; denn Geld brauchten schon die Könige 
normannischen Geschlechts stets und viel, und sie achteten nicht 
immer darauf, ob die Art, wie es erworben wurde, rechtmässig 
und ehrenvoll war. 



in England. 277 

Die Abgaben, welche sie in dieser Weise erhoben, hiessen 
oblations (Geschenke oder Erkenntlichkeiten) und fines (Gebüh- 
ren) und kamen in zahllosen Fällen vor, ohne dass sie sich unter 
irgend welche andere Gesichtspunkte oder Grundsätze zusam- 
menfassen oder ordnen lassen , als unter den allgemeinen der 
königlichen Macht. 

Von den vielen Fällen, welche überliefert sind '), seien zur 
Belegung dieser Anschauungsweise nur einige erwähnt: 

Richard von Neville gab 20 Reitpferde für ein königliches 
Empfehlungsschreiben an eine Dame, die er zu heirathen wünschte ; 
ein Anderer gab in ähnlichem Falle 3 Reitpferde; ein Geistlicher 
mit Namen Eling gab 100 Mark, um seine Concubine und Kinder 
zu sich nehmen zu dürfen; ein Abt zahlte 10 Mark für die Er- 
laubniss, Leute zum Schutz seines Holzes auf seinen Ländereien 
anzusiedeln; ein Archidiakonus gab eine Tonne Wein, um 600 
Lasten Korn führen zu dürfen, wohin er wolle. Für Empfehlun- 
gen verschiedener Art wurden Pferde, Hunde, Fische, Käse, Geld, 
Falken, gesuchte ausländische Kleidungsstücke u. s. w. gegeben ; 
eine Frau von Neville gab 200 Hühner für die Erläubniss, eine 
Nacht bei ihrem gefangenen Manne zubringen zu dürfen, u. s. f. 
Das schlimmste aller Vorrechte, welche sich die englischen Kö- 
nige beilegten, deren weitere Aufzählung nicht hierher gehört, 
war wohl das Strandrecht. Es war von den angelsächsischen 
auf die normannischen Könige übergegangen, überlebte aber diese 
Vererbung nicht lange. Die nähere Verbindung, in welche Eng- 
land durch die Eroberung mit der übrigen civilisirten Welt trat, 
der dadurch gesteigerte Verkehr und die Zunahme der Bildung 
machten dieses Recht bald unhaltbar und schon Heinrich IL, die- 
ser um die Rechtspflege hochverdiente Fürst, ermässigte dasselbe, 
indem er verordnete, dass die gestrandeten Schiffe nur dann ver- 
fallen sein sollten, wenn kein einziger Mensch und selbst kein 
Thier auf denselben mehr am Leben war 2 ). Sein Nachfolger 
Richard I. that jedoch den weiteren Schritt, dieses Recht ganz 



1) Vergl. Hume Geschichte von Grossbritannien. Bd. I. Anhang II. 
Sinclair history of the public revenue, edit. III. Bd. I. S. 50 flg. 

2) Hume, Bd. I. cap. IX. Jahrg. 1189. 
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aufzugeben 1 ) (1190), das einzige Gesetz, welches dieser ritter- 
liche aber fortwährend in Geldnoth befindliche und nach Geld 
haschende König zum wirklichen Vortheil seines Volks erliess, 
und das ihm auch wirklich Ehre machte. 

Der unbedingte Glaube an die eigene Macht erlitt aber durch 
die magna Charta einen empfindlichen Stoss ; denn auch die oben 
erwähnten Fälle gehören wohl sämmtlich der Zeit vor ihrer Er- 
richtung an. Gleichwohl blieb den Königen auch nachher noch 
Befugniss genug, um sich auf mancherlei Weise den Weg zu 
den Taschen der Unterthanen zu öffnen. 

Vor allem gehört hieher das Recht, Monopole auszuüben 
und zu verleihen. Ersteres geschah namentlich durch manche 
Handelsberechtigungen, welche die Fürsten mit Ausschluss der 
Unterthanen für sich in Anspruch nahmen. Der erste, der dies 
that 2 ), scheint Eduard IV. (1461 — 1483) gewesen zu sein, wel- 
cher einen ausgedehnten Handel trieb, und dadurch sich das Ein- 
kommen zu verschaffen suchte, welches er wiederholt gegebenem 
Versprechen gemäss durch Steuern nicht erheben durfte, und nach 
ihm wird von Heinrich VII., dessen unersättliche Habsucht jedes 
Mittel ergriff, das Gewinn versprach, dasselbe erzählt. Doch darf 
nicht unerwähnt bleiben, dass dieser scharfblickende Fürst auch 
den Handel seiner Unterthanen, worin er ein mächtiges Mittel zur 
Hebung ihres Reichthums und ihrer Steuerfähigkeit erkannte, that- 
kräftig zu fördern suchte und hiezu verzinsliche, theilweise sogar 
unverzinsliche Darlehen gab. 

Früher noch, als das Recht, Monopole auszuüben, und häu- 
figer und in grösserem Umpfange wurde das Recht in Anspruch 
genommen, Monopole zu verleihen, und man fand dies so natür- 
lich, dass auch die magna Charta der Ausübung desselben kein 
Hinderniss in den Weg legte. Schon aus der Zeit der ersten 
normannischen Könige sind Fälle dieser Art dem Andenken auf- 
bewahrt; so z. B. gab ein Peter de Peraris 20 Mark für die 
Erlaubniss, Fische einzusalzen in der Art, wie ein gewisser Pe- 
ter Chevalier dies zu thun pflegte, woraus hervorgeht, dass die- 



1) Pauli, Geschichte von England. Bd. III. S. 280. 

2) Sinclair, Bd. I. S. 158. 
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ser bereits ein Privilegium hatte und jener die gleiche Befugnis» 
erhielt. Ohne Zweifel übten alle Könige dieses Recht der Privi- 
legien-Ertheilung aus, und je mehr seine Wichtigkeit erkannt und 
seine Einträglichkeit erprobt wurde, in desto grösserem Umfange 
wurde es zum Vortheil des Schatzes und zur Belohnung von 
Verdiensten oder von Günstlingen in Anwendung gebracht 

Unter Elisabeth x ) scheint der Missbrauch dieses Rechts sei- 
nen Gipfelpunkt erreicht zu haben. Denn als im Parlament die 
lange Liste der — mitunter sehr wichtigen — monopolisirten 
Artikel, darunter Salz und Eisen, verlesen wurde, rief ein Hit- 
glied des Unterhauses: Ist nicht auch Brod darunter? — Brod? 
entgegnete man erstaunt Ja, ich versichere euch, erwiderte 
jener, wenn die Sache so fortgeht, so werden wir monopolisirtes 
Brod haben noeh vor dem nächsten Parlament. 

Die Folgen dieses Verfahrens blieben denn auch nicht aus; 
denn Chicanen, Bedrückungen, Contraventionen, und dadurch ver- 
anlasster verdoppelter Druck, unerschwingliche Preise der wich- 
tigsten Bedürfnisse, Lähmung der Industrie und des Handels zeig- 
ten sich allenthalben. Das Parlament aber wagte nicht, ein 
hiegegen eingebrachtes Gesetz durchgehen zu lassen, und Elisa- 
beth war auch in der That nicht die Fürstin, welche sich ein 
wirkliches oder vermeintliches Vorrecht der Krone nehmen, be- 
schränken oder auch nur in Frage stellen üess, selbst wenn die 
Unvernunft desselben so auf platter Hand lag, wie in diesem Falle, 
und sie sprach es auch in einer Thronrede unumwunden aus, 
dass sie hoffe, ihre gehorsamen Unterthanen würden ihre Vor- 
rechte, die schönste Blume ihres Gartens und das beste Juwel 
ihrer Krone, nicht antasten, sondern die Angelegenheit ihrem Er- 
messen überlassen. Sie hatte aber zu viel Verstand, um nicht 
das Schädliche dieses Unwesens einzusehen und hob bald nach- 
her eine Anzahl der verhasstesten und drückendsten Monopole auf. 

Indessen das Recht war nicht aufgegeben, und Jakob L, 
ihr Nachfolger, hob zwar anfänglich alle Monopole im heimischen 
Verkehr freiwillig auf, während der ganze auswärtige Verkehr mit 
Ausnahme des französischen in den Händen einiger Gesellschaf- 



1) Sinclair, Bd. I. S. 212. — Hume, Elisabeth, cap. VII. Jahrg. 1601. 
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ten blieb, Hess sich aber später doch beigehen, Monopole auch 
jener Art zu ertheilen. Allein das Parlament, in welchem zu- 
folge des Wachsthums an Reichthum, Bildung und politischer 
Macht des Landes auch das Selbst- und National-Gefühl mächtig 
zugenommen hatte, und das sich nicht den Geist und die Willens- 
kraft einer Elisabeth gegenüber wusste sondern nur die Halt- 
losigkeit Jacobs , brach in einen Sturm des Unwillens aus ; der 
Kronanwalt, der die Patente ausgefertigt hatte, wurde um 1 5,000 L., 
die Patentinhaber mit Geldbussen, Confiscation und Gefängniss 
bestraft. 

Jacobs Nachfolger, der unglückliche Carl I. , wagte nicht, 
das im Jahr 1624 erlassene Gesetz, das die Monopolien endgil- 
tig abgeschafft hatte, zu verletzen; aber er konnte der Versuchung 
nicht widerstehen *) , eine zu Gunsten neuer Erfindungen in 
demselben enthaltene Ausnahmsclausel in einer Weise auszudeh- 
nen, dass unter dem Deckmantel derselben der alte Unfug wie- 
der einzureissen drohte. Das Parlament selbst hatte ihm freilich 
durch seinen Geiz, der öfters auch die wirklich nothwendigen 
Zuschüsse verweigerte, diese Versuchung nur zu nahe gelegt. 
Indessen erkannte der König bald , welch schlimme Maassregel 
er ergriffen hatte, und hob vierzig dieser verderblichen Patente 
wieder auf. Allein das Volk war damit nicht zufrieden und das 
kurz darnach zusammentretende Parlament, später als das lange 
Parlament bekannt, vernichtete alsbald alle diese Vorrechte, nicht 
minder willkürlich und ungesetzlich , als das Verfahren des Kö- 
nigs gewesen war. Carl hatte kaum 1500 L. aus seinen Mono- 
polien- Verleihungen bezogen , während sie dem Volk nach einer 
freilich niemals sicheren Berechnung etwa 200,000 L. zu Gun- 
sten der Patentirten gekostet haben sollen. 

Ebenso wie die Ertheilung und Ausübung von Monopolien 
wurde auch die Ertheilung von nicht ausschliessenden Handels- 
und Gewerbs-Befugnissen (licenses) als Geldquelle benützt. Na- 
mentlich waren es Handels - Licenzen , welche in der Zeit der 
normannischen Könige 2 ) Geld einbrachten , indem 50 Mark, 



1) Sinclair, Bd. I. S. 265. — Hume, Carl I. cap. III. Jahrg. 1631. 

2) Hume, Bd. I. Anhang II. 
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100 Schillinge, ja 400 Mark für eine solche Erlaubniss gegeben 
wurden. 

Unter den Gewerben, welche in früher Zeit schon die Auf- 
merksamkeit der Regierung auf sich gezogen hatten, waren na- 
mentlich die Wein-, Bier- und Branntwein-Schenken, deren Betrieb 
von Licenzertheilung abhängig gemacht wurde, und Jacob I. *) 
ging sogar so weit, im Jahre 1G21 ein paar Günstlingen das 
Recht zur Licencirung solcher Wirthschaften zu ertheilen, ihnen 
also einen Theil seiner Souveränetät zur finanziellen Ausbeutung 
zu überlassen. Diese heillose Maassregel half den oben bei Be- 
sprechung der Monopol-Ertheilungen erwähnten Sturm im Parla- 
mente heraufbeschwören, welcher die Bewilligung sofort wieder 
vernichtete. Bei dieser Gelegenheit scheint auch der Krone das 
Recht, Gast- und Wein-Wirthschaftslicenzen zu ertheilen, abge- 
sprochen worden zu sein. Das lange Parlament 2 ) indessen, des- 
potisch wie nur irgend einer der Könige, deren Reihe es unter- 
brochen , und geldbedürftiger als jene , griff unbedenklich zu 
der Maassregel, um deren willen eine frühere Versammlung die 
Säulen des Throns erschüttert hatte, und legte sich das Recht 
bei, Wirthschaftsgerechtsame zu ertheilen und Geld dafür zu er- 
heben, betrachtete aber zugleich, um die Sache der puritanischen 
Richtung der herrschenden Partei mundgerecht zu machen, diese 
Maassregel als eine polizeiliche , vermöge deren ungeeignete Per- 
sonen von diesem Gewerbe ferngehalten werden sollten. Der 
durch die Revolution und den Sturz des Hauses Stuart veran- 
lasste Wechsel der Regierungsgrundsätze und Uebergang der 
Macht vom Königthum an das Parlament schnitt den früheren 
Missbrauch mit dem Rechte der Licenzertheilungen ab. 

Nach der Revolutionszeit wurde das Recht der Licenzerthei- 
lung nicht mehr als Ausfluss der königlichen Machtvollkommen- 
heit, welche jeden Gewerbsbetrieb gestatten oder untersagen 
konnte, sondern vorzugsweise im Interesse der Polizei ausgeübt, 
indem nur solche Gewerbe angehalten wurden, Licenzen zu lösen, 
welche man einer polizeilichen Beaufsichtigung für bedürftig hielt. 



1) Sinclair, Bd. I. S. 240. 

2) S. 280 a. a. 0. 
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Dass sich der Staat für die Licenzentheilung bezahlen liess, lag 
sehr nahe und so wurde denn aus der Erhebung der Licenzge- 
biihrcn, welche alljährlich gefordert zu werden pflegten, indem 
die Patente nur auf ein Jahr giltig ausgestellt wurden und wer- 
den, eine Besteuerung von Gewerben, welche überdies in der 
Regel so hoch war, dass sie nur als indirekte Steuer, welche 
von den Gewerbtreibenden vorgeschossen und auf das Publikum 
überwalzt wurde, einen Sinn haben konnte. Die namhaftesten 
unter den Gewerben, welche der Licenzirung und Besteuerung 
unterworfen wurden, und an welchen sich der Uebergang der 
Patentgebühren von einer Recognition in eine Gewerbsteuer oder 
noch mehr in eine indirekte Auflage auf die Consuinenten nach- 
weisen lasst, sind folgende.' 

1. Die Mieth- und die Land-Kutschen. Schon 
im Jahre 1662 unter der Regierung Carls IL x ) waren die 
Miethkutschen in den Städten London und Westminster ange- 
halten worden , sich lincenziren zu lassen und eine Gebühr 
hiefür zu entrichten, wobei deren Zahl auf 400 festgestellt wurde. 
Der Geldertrag war aber — schon der geringen Zahl wegen — 
nicht von Belang und wurde zur Erhaltung der Land- und Pflaste- 
rung der Strassen um und in London verwendet. 

Im Jahr 1691 *), als unter Wilhelm III. die hartnäckigen 
Kriege gegen Frankreich dazu drängten, das Staatseinkommen 
zu vermehren, fasste man auch die Miethkutschen der Stadt und 
die Landkutschen 3 ) oder Diligencen als einträgliche Unterneh- 
mungen ins Auge und unterwarf sie einer Abgabe von 1 L. 
5 sh. vierteljährlich , also 5 L. jährlich , für jeden Wagen. 



1) Sinclair, Bd. II. S. 403. 

2) Cunningham, history of taxes. edit. III. S. 47. 

3) Hackney coaches and stage-coaches ; erstere sind Fuhrwerke, welche 
zur Miethe an irgend einem Ort im Bereich des Polizei-Bezirks von Lon- 
don bereit stehen, letztere alle andern Fuhrwerke , die durch animalische 
Kräfte Passagiere befördern zum Satze von 3 oder mehreren engl. Meilen 
in der Stunde und wofür von jedem Passagier ein besonderes Fahrgeld be- 
zahlt wird. Gneist engl. Verfassungs- und Verwaltungs-Recht. Bd. II. 
S. 281 u. 282. 
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Schon zwei Jahre nachher *) wurde diese Bestimmung dahin 
erweitert, dass für London nicht über 700 Miethkutschen (Fiaker, 
Droschken) licenzirt werden sollten, und jede musste für dies 
Patent 50 L., sowie alljährlich eine Abgabe von 4 L. entrichten. 
Die Licenz wurde aber nur für 21 Jahre ertheilt. Ausserdem 
wurde bestimmt, es sollten an den Sonntagen 175 Kutschen 
fahren dürfen. Der Ertrag dieser Auflage war schon damals 
39,137 L. Diese Besteuerung und polizeiliche Beaufsichtigung 
wurde zwar nicht gutwillig von den Betheiligten hingenommen 2 ) ; 
denn die Kutscherweiber versammelten sich um Westminster-Hall 
und verübten lärmende Demonstrationen gegen das Parlament, 
freilich ohne Erfolg. Der Ertrag dieser Licenzen und Abgaben 
war der Krone ohne Zeitbestimmung überlassen worden 3 ), und ging 
so auf die Königin Anna über, unter deren Begierung im Jahre 
1710 4 ) die Zahl auf 800 zweispännige und 200 einspännige 
Stadtkutschen für London und dessen Umgebung erhöht, die Zeit 
der Bewilligung aber auf 32 Jahre, von 1715 beginnend, fest- 
gesetzt wurde. Erstere sollten 5 sh. wöchentlich, in Monatsraten 5 ) 
zahlbar, also 12 — 13 L. jährlich, letztere jährlich nur 10 sh.,in 
Vierteljahrsraten entrichten. Später wurde unter der nämlichen 
Begierung die Zahl der einspännigen Kutschen auf 300 und unter 
Georg I. im Jahr 1725 s ) auf 400 erhöht, dann aber wieder 
auf 200 herabgesetzt. Im Jahr 1770, unter Georg HL, wurde 
die Zahl der zweispännigen Kutschen auf 1000 festgesetzt. Das 



1) Cuuningham , S. 56. Die Ueberschrift des cap. 22 vom 5 Will. u. 
Mary spricht von hackney-coaches and stage-coaches, während in dem von 
Cunningham gegebenen Auszuge des Inhalts die letzteren, die Landkutschen 
— nicht mehr erwähnt sind. 

2) Macaulay , Geschichte Englands , cap. XX. Jahrg. 1694. Abschn. 
., Mittel u. Wege." 

3; Cunningham, S. 94. 

4) S. 153 u. 181. a. a. 0. Sinclair, Bd. II. S. 404. 

5) So wird der Ausdruck „to pay monthly a tax of 5 sh. a week" 
und „quaterly 10 sh. a year" zu verstehen sein. Es ist das eine auffal- 
lende Begünstigung der einspännigen Fuhrwerke, durch welche vielleicht 
die unbemittelteren Classen, die sich derselben bedienten, geschont wer- 
den sollten. 

6) Cunningham, S. 240. Sinclair, a. a. 0. 
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Schicksal der Landkutschen und anderen Lohnfuhrwerke scheint 
sich seit ihrer ersten Besteuerung lange Zeit nicht geändert zu haben, 
aber die Abgabe mit der Zeit lässig erhoben worden zu sein. 
Im Jahr 1775 ') wurde dieselbe mit 5 L. jährlich wieder erneuert. 
Die Abgabe auf die zweispännigen Stadtkutschen aber wurde 
späterhin (1784) 2 ) verdoppelt und betrug also 25 — 26 L. jähr- 
lich, eine enorme Abgabe, welche natürlich den Preis des Fuhr- 
lohns erhöhen und das fahrende Publikum treffen musste. Der 
Ertrag dieser Steuer war in den letzten Jahren des vorigen 
Jahrhunderts jährlich beiläufig 26,200 L. roh oder 24,000 bis 
25,000 L. rein 3 ). Im Jahr 1802 hob sich die Einnahme auf 
27,697 L. rohen oder 25,109 L. reinen Ertrag. 

Mit dem enormen Aufschwung des Verkehrs in England, der 
im gegenwärtigen Jahrhundert stattgefunden hat, mussten be- 
greiflich neue Erweiterungen der patentirten Zahl von Fuhrwer- 
ken eintreten und in noch höherem Maasse vermehrte sich der 
Ertrag von den über das ganze Land verbreiteten Landkutschen, 
deren Abgaben früher, wie es scheint, äusserst lässig erhoben 
wurden; denn im Jahre 1851*) wurden von Stadtkutschen in 
Endland (Schottland und Irland hat diese Abgabe nicht) 88,032 L. 
und von Landkutschen in England und Schottland (Irland ist auch 
hievon frei) 202,568 und 14,484 L. also im Ganzen 217,052 L. 
erhoben. Die Eigenschaft dieser Abgabe als einer indirekten 
Steuer macht es erklärlich, dass dieselbe unter den Accisen vor- 
getragen zu werden pflegt. 

Der Steuersatz beträgt dermalen 5 ) für eine Landkutsche 
(stage-carriage) 3 L. 3 sh. Licenzgebühr und je nach der Licenz 
für vier bis einundzwanzig Passagiere 1 d. bis 4 d. Meilengeld; 
für einen Fiaker 5 L. Licenzgebühr, und überdies 10 sh. wöchent- 
lich (also jährlich 26 L.) Steuer. 

1) Cunningham, S. 400. 

2) Sinclair, Bd. II. S. 404. Reports of the select committee on fraance 
1798. Bd. II. S. 56. 

3) Reports 1798. Bd. I. rep. I. Suppl. B. ; Bd. II. S. 63 und Bd. III. 
S. 28 Beilage. Sinclair, Bd. II. Anhang S. 24. 

4) Tayler, history of taxation of England. Anhang S. XX. 

5) Mac Culloch, taxation and funding System, edit II. S. 280. 
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2) Ein anderes Gewerbe, das der Licenzirung bedarf, sind 
die herumziehenden Krämer, insbesondere die Hausirer 
und Tabuletkrämer. Die Ausübung ihres Gewerbes wurde im 
Jahr 1697 *) von der Einholung einer Licenz abhängig gemacht, 
wofür eine Person für sich 4 L. und für jedes Last- oder Zug- 
Thier., das zu der Handelschaft benützt wurde, ebenfalls 4 L. 
zahlen musste. In den folgenden Jahren 1698, 1700 2 ) wurde 
diese Abgabe erneuert, bis zum Jahr 1706 fortbewilligt und die 
alljährliche Lösung eines Patents angeordnet; von 1706 3 ) an 
wurde die Forterhebung bis zum Jahr 1807 bewilligt, aber 1785 4 ) 
fand man für nöthig, die Abgabe zu verdoppeln, um die damals 
stark besteuerten Laden - Händler in Schutz zu nehmen. Die 
Laden -Steuer (shop-tax) hatte indessen eine nur sehr vorüber- 
gehende Existenz: denn im Jahre 1793 scheint sie bereits wie- 
der aufgehoben zu sein 5 ). Man hatte bei Einführung der Laden- 
steuer daran gedacht, den Hausirhandel ganz abzuschaffen, weil 
es eine schlimme Sorte von Menschen sei, die sich damit be- 
fasse: man fand aber, dass er doch nicht entbehrlich sei und 
beschränkte sich auf eine Steuererhöhung. Sie wurde aber bald 
wieder auf den alten Satz reducirt; denn im letzten Jahrzehnt 
des vorigen Jahrhunderts 6 ) betrug sie wieder 4 L. für eine Fuss- 
licenz (a foot-license) und 8 L. für eine Pferd-Licenz (a horse- 
licenz). Wer sich ohne Patent hausirend betreuen Hess, wurde 
um Geld gestraft 7 ), wovon die Hälfte dem Anzeiger, die andere 
Hälfte der Staatskasse zufiel. 

Der Ertrag dieser Abgabe 8 ), der sich von 1719 bis 1723 
auf ohngefähr 38,200 L. hätte belaufen sollen , wovon aber nur 
1500 abgeliefert wurden, während der ganze Rest von den Be- 
amten veruntreut wurde, und der sich 1723 9 ) auf 10,773 L. 



1) Cunningham, S. 74. Sinclair, Bd. II. S. 406. 

2) Cunningham, S. 78, 83, 94. 

3) Cunningham, S. 182. 

4) Sinclair, Bd. II. S. 406. 

5) Vgl. Reports 1797. Bd. I. rep. I. suppl. B. 

6) Reports 1798. Bd. II. S. 54. 

7) S. 52. a. a. 0. 

8) Sinclair, Bd. II. S. 407. 

9) Cunningham, S. 244. 
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brutto und 8604 netto belief, minderte sich mit der steigenden 
Entwicklung und dem Wachsthum der Städte und ihrer Industrie. 
Die Erhöhung im Jahr 1785 wirkte einem Verbot ähnlich; denn 
es kamen nur 2170 L. Reinertrag in die Staatskasse. Die Ver- 
minderung der Abgabe steigerte wieder den Ertrag; denn 1796 *) 
betrug derselbe wieder 7882 L. brutto oder 5077 L. netto, 1797 
sogar 8219 L. roh und 5304 L. rein und 1802 roh 8600, und 
5279 L. rein. 

In neuerer Zeit hob sich, vermuthlich in Folge strengerer 
Verwaltung, der Ertrag dieser Steuer verhältnissmässig sehr; denn 
1816 *) betrug er ^ölö 1 /» L. und 1850 3 ) sogar 23,822 L., 
eine Summe, die freilich im englischen Budget verschwindend 
klein ist, ohne dass man sich aber, den Ladenverkäufen! zu Ge- 
fallen zur Aufhebung der Abgabe entschliessen kann. 

3) Mehr Interesse noch als diese beiden Abgaben bieten 
jene für Licenzen zum Kleinverkauf von Spirituosen, 
sowohl in Ansehung des Ertrags als der Umstände, von welchen 
sie begleitet waren. Die erste Auflage erfolgte im Jahr 1729 *) 
unter Georg II., und es sollte nach dem damaligen Parlaments- 
beschluss Jeder, der Quantitäten unter einer Gallone (ungefähr 
4 Quart preussisciO verkaufe, alljährlich ein Patent lösen, wofür er 
20 L. bezahlen musste. Die Absicht dieses Gesetzes, mit wel- 
chem eine Erhöhung der Branntwein-Accise Hand in Hand ging, 
war keine andere, als die Unterdrückung des Kleinverkaufs von 
solchen Getränken; es sollte vorerst nur auf 5 Jahre Geltung 
haben. 

Der Versuch scheint aber die gehoffte Wirkung nicht gehabt 
zu haben ; denn nach Ablauf dieser Zeit 1735 5 ) wurde nicht 
nur die Accise enorm erhöht, sondern auch die Patent-Taxe auf 
50 L. jährlich gesetzt, und während das Gesetz von 1729 nur 
die gemischten Spirituosen (Compound oder mixed spirits) ins 
Auge gefasst hatte, wurde nun auch der reine Branntwein inbe- 



1) Reports 1798. Bd. IL S. 52 und Bd. 10. S. 128. Beilage. 

2) Tayler, S. 64. 

3) Mac Culloch, S. 254. 

4) Cunninghani, S. 253. 

5) S. 270. a. a. 0. 
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griffen und jeder Verkäufer zur Licenz-Lösung verpflichtet, der 
in Quantitäten unter zwei Gallonen verkaufte. Man erwartete 
hievon die Unterdrückung des Branntwein-Verbrauchs und einen 
Ausfall in den Staatseinkünften von 70,000 L. ; so viel und noch 
weit mehr muss also die Steuer vom Jahr 1729 eingetragen 
haben; allein im Umkreise von Westminster , des Tower und 
im Bezirke von Finsbury mit Ausschluss von London und South- 
wark gab es 7044 Branntweinschenken ') ungerechnet die Orte, 
an welchen heimlicher Verkauf stattfand. Zahlreiche Petitionen, 
welche gegen diese Bill einkamen, wurden nicht berücksichtigt. 

Allein auch diese Maassregel verfehlte die beabsichtigte 
Wirkung 2 ) und beförderte nur den Unterschleif durch heimlichen 
Verkauf und durch Ausschank von Seite der wirklichen und an- 
geblichen Branntweinbrenner, welche als solche der Patentsteuer 
nicht unterlagen. Die Erkenntniss dieser Unwirksamkeit , die 
sturmischen Petitionen, welche eingingen, und Geldnoth der in 
kriegerische Unternehmungen verwickelten Regierung veranlassten 
im Jahr 1743 B ) die Aufhebung dieser hohen Abgabe, und die 
Einführung einer geringeren, welche einen hohen Ertrag versprach 
und gewährte. Diese Maassregel fand lebhaften Widerstand von 
Seiten der Bischöfe, welche erklärten, die Minister wollten Geld- 
vortheil aus den Sünden des Volks ziehen. Allein »vorher 4 ) 
„durfte Niemand als der Clerus Dispensationen ertheilen und Sün- 
„den besteuern, und in der Zeit des päpstlichen Regiments hatte 
„der Bischof von Winchester die Gerichtsbarkeit über die lüder- 
„lichen Häuser um London, welche von Southwark aus durch 
„eine Glocke das Zeichen zum Eröffnen und Schliessen erhielten. 
„Da nun der König das Haupt der englischen Kirche geworden, 
»so hat er" — folgert der englische Geschichtsschreiber — „auch 
»das Recht überkommen, die Sünden des Volks zu besteuern, 
„und es ist nicht abzusehen, weshalb er dieses Recht nicht aus- 
üben sollte." Dass indessen die Besorgnisse der Geistlichkeit 

1) Lingard, Geschichte von England, fortgesetzt von de Maries , Bd. I. 
Kap. LH. 

2) de Maries, cap. LIX. vgl. mit Cunningham, S. 305. 

3) Cunningham, S. 281 u. 282. 

4) Dies ist die originelle Argumentation Cnnninghams. 
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vor dem Missbrauch wohlfeilen Branntweins ihre Berechtigung 
hatten, ergibt sich aus einer Schilderung *) , welche beschreibt, 
wie in jener Zeit die Branntweinverkäufer auf auffallend gemalten 
Bänken oder Gerüsten vor ihren Buden sassen und die Vorüber- 
gehenden einluden, sich um einen Penny zu betrinken, wobei sie 
versicherten, dass man sich für 2 Penny einen tod-ähnlichen 
Rausch kaufen könne , in welchem Falle sie das Stroh zum Aus- 
schlafen unsonst liefern würden ; wirklich hatten sie Keller und 
Schuppen mit Stroh für diesen Gebrauch bereit, in welche die 
bewustlosen Trunkenbolde gebracht wurden. 

Derartige Erfahrungen waren es , welche nachmals wieder 
Versuche zur Beschränkung des Branntweintrinkens veranlassten. 
Im Jahre 1747 *) wurden die Branntweinbrenner, welche ihre 
Fabrikate im Kleinen verkaufen wollten, nur angehalten, alljähr- 
lich Patente für 5 L. zu lösen, womit sie vermuthlich den Brannt- 
weinschenken in der Besteuerung gleichgestellt werden sollten. 
Allein 1750 wurde diese Vorschrift wieder aufgehoben, den 
Destillateuren aber verboten, Branntwein im Kleinen zu verkaufen. 
Im Jahre 1803 3 ) warfen die Licenzen der Branntweinschenken 
170,331 L. rohen und 108,401 L. reinen Ertrag ab. Die Ab- 
gabe wurde 1834 4 ) namhaft erhöht, so dass sie um 175,000 L. 
mehr einbrachte; allein die Erhöhung wurde alsbald, 1835 und 
1836, wieder abgeschüttelt. Der dermalige 5 ) Betrag der Licenz- 
gebühr ist für Branntweinbrenner und Rectificatoren 10 L. 10 sh. ; 
für Schenken unter 10 L. Localmiethe 2 L. 4 sh. 1 d., 

von 10 bis excl. 20 L. Miethwerth 4 L. 8 sh. 2'/4 d. 

6 » 12 „ 3'/t ,, 

7 , 14 , 4 „ 

8 . 16 . 4 3 /4 . 

9 „ 18 . 5'/* , 
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für Handler mit Spirituosen (nicht Schenken) 10 L. 10 sh., für 
Verkäufer von fremden Spirituosen 2 L. 2 sh. 

In Irland zahlen Branntweinschenken, die auch Caffee, Thee 
u. s. w. verabreichen, bei weniger als 25 L. Miethwerth des Lo- 
cals 9 L. 18 sh. 5'/* d. 

von 25 bis excl. 30 L. Miethwerth des Locals 11 L. — sh. 6 d. 
„ 30 „ „ 40 „ „ „ „ 12 „ 2 „ 6'/2 „ 

>• 40 i, „ ou „ >, ,, „ 13 „ 4 „ 7 „ 

„ 50 und mehr ,, >, „ 14 „ 6 , 7 3 /4 „ 

4) An die Branntweinlicenzen schliessen sich naturgemäss die 
Bierschenk-Licenzen. Sie kommen seit der Revolutions- 
zeit zum erstenmale wieder unter Georg I. im Jahre 1725 ') vor, 
als durch die sogenannte Krug-Acte (pot-act) verfügt wurde, dass 
jeder Bier- und Speise-Wirthin und um London sich alljährlich 
eine Licenz lösen und dafür nicht unter 1 noch über 6 L. be- 
zahlen solle bei einer Strafe von 20 L. Die Licenzirung und 
Besteurung erfolgte durch die Accise - Commissäre , mit welchen 
sich der Pflichtige über die Grösse seiner Abgabe (vermuthlich 
nach dem Umfange seines Geschäftsbetriebs) einigen musste. 
Durch eben dieses Gesetz wurde den Wirthen bei einer Strafe 
von 2 L. verboten, Bier in Gefässen über die Gasse zu geben, 
welche ihr Eigenthum wären, wenn sie weniger als eine Gallone 
enthielten; es sollte dies eine Wohlthat sein, um sie vor dem 
so häufigen Verlust und Zugrundegehen ihres Geschirrs beim 
Verschleiss über die Gasse zu schützen. Dieses Verbot zeigte 
sich aber als unausführbar. Von der Licenz - Steuer erwartete 
man einen Ertrag von 500,000 L.; im Jahre 1743 2 ) erachtete 
man jedoch eine weitere Besteurung des Biers , welches durch 
Accisen schon hinlänglich getroffen war, für unzulässig, und hob 
die Krugacte wieder auf. Die Licenzsteuer wurde aber hiedurch 
entweder nicht ganz aufgehoben , oder bald wieder eingeführt ; 
denn im Jahre 1755 s ) erfuhr sie eine Erhöhung um 1 L. Zu- 
letzt wurde, im Jahre 1830 4 ) wieder eine weitere Steigerung 

1) Cuuningham, S. 239. 

2) Cunningham, S. 282. 

3) S. 317 a. a. 0. 

4) Tayler, Anhang S. IV. 

Zeitschr. f. Staatew. 1862. II. Heft. 19 
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vorgenommen, welche im Budget auf 65,000 L. veranschlagt war. 
Der Steuersatz *) ist 1 L. 2 sh. '/' d. für Schenken, deren Lo- 
cal unter 20 L. Miethwerth hat und 3 L. 6 sh. l 3 /i d. für sol- 
che von 20 L. und mehr. 

5) Im Jahre 1777 2 ) wurden für Auctionatoren, dann 
für Makler und Factoren Licenzen eingeführt, wofür erstere in 
und um London 20, ausserdem 5 sh., letztere überhaupt 5 sh. 
entrichten mussten. Die Licenzen sollten bei einer Strafe von 
100 L. für die mit 20 sh. und von 50 L. für die mit 5 sh. Be- 
steuerten alljährlich erneuert werden. 

Im Jahre 1845 3 ) wurde eine neue Steuer zu jährlich 10 L. 
auf Patente von Auctionatoren und Schätzern eingeführt, welche 
23,720 L. jahrlich einbrachte, und noch besteht 

Ausser diesen genannten Gewerben gibt es noch verschie- 
dene andere, deren Betrieb an besteuerte Licenzen gebunden ist. 
Solche 4 ) sind: Lohnrössler, welche für jedes Pferd 7 sh. 
6 <L und für jeden vierspännigen Wagen 5 L., für jeden zwei- 
spännigen 3 L. entrichten. Bierbrauer entrichten 10 1 /« sh. 
für 20 oder weniger, 2 L. 2 sh. für mehr als 100 Barrels Tafel- 
bier, und 10 Vi sh. für 20 oder weniger, bis 78 8 /4 L. für mehr 
als 40,000 Barrels starkes Bier (strong-beer). 

Schenken für Bier und Obstwein im Haus zahlen 

3 L. 6 sh. l s /4 d., ausser Hans 1 L. 2 sh. '/» d. 

Obstweinsebenken 1 L. 2 sh. */» d. 
Verkäufer von Thee, Kaffee, Chokolade und dgl. 
11 sh. 6 1 /« d. 

Mälzer von 7 sh. 10 1 /* d. für 50 Quarte und darunter, bis 

4 L. 14 sh. 6 d. für mehr als 550 Quarte. 

Malzröster 20 L. 

Verkäufer von geröstetem Malz 10 L. 
Papiermacher 4 L. 4 sh. 

Verabreichung von Getränken und Tabak auf 
Passagier-Schiffen 1 L. 1 sh. 

1) Mac Culloch, S. 242. 

2) Cunningham, S. 412. 

3) Tayler, Anhang S. VI. 

4) Mac Culloch, S. 242 u. 243. 
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Poststallhalter in England und Schottland 7 1 /* sh., in 
Irland 2 L. 2 sh. und 1 sh. vom L. Ertrag. 
Seifensieder 4 L. 4 sh. 

Verfertiger von Destil Iir kolben 10 sh. 6 d. 
Chemiker und andere, die sich solcher Kolben bedienen, 
10 sh. in England und 10 1 /» sh. in Schottland und Irland. 
Verkäufer von süssem Wein 1 ) 1 L. 2 sh. */» d. 
Tabak fabrikanten bei einer Production von nicht über 
20,000 Pfund 5 L. 5 sh., 

über 20,000 bis incl. 40,000 Pfund 10 L. 10 sh. 
» 40,000 „ „ 60,000 „ 15 , 15 » 
„ 60,000 . » 80,000 , 20 „ — ,, 
w 80,000 » „ 100,000 ,, 26 , 5 » 
„ 100,000 „ » — , 31 » - , 

Tabakhändler 5 sh. 3 d. 
Essigmacher 5 L. 5 sh. 
Verkäufer von fremdem Wein 10 L. 10 sh., 
wenn sie daneben Bier schenken 4 » 8 „ 2 1 /4d., 

wenn sie Bier und Branntwein schenken 2 „ 4 „ 1 „. 
Leihhausbesitzer 2 ) 15 L. in London, in den Übrigen 
Orten die Hälfte. 

Wildprethändler 2 L. 

Gold- und Silberarbeiter s ) 2L. 6sh. bis 5L. 15 sh. 
Die Licenzsteuer -dieser letzteren wurde zum ersten Male im 
Jahre 1757 4 ) eingeführt und betrug damals 2 L. jährlich für 
jede Licenz zur Verfertigung von und zum Handel mit Gold- und 
Silber-Waren, und trat an die Stelle einer bis dahin bestandenen 
Accis- oder Stempel-Gebühr. Spätere Veränderungen bewirkten 
die Erhöhung auf den gegenwärtigen beweglichen Satz. 

Die Einnahme der Staatskasse aus den Licenzgebühren im 
Allgemeinen ist keineswegs unerheblich; sie betrug im Jahre 

1) Die Licenzsteuer auf Kleinverkäufer von künstlichem süssen Wein 
wurde 1756 u. 1757 eingeführt. Cunningham, S. 320 u. 323. 

2) Gneist, Bd. II. S. 265 u. 298. 

3) Mac Culloch, S. 275. 

4) Cunningham, S. 324.' 

19* 
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1851 *) in England allein 942,202 L. und mit Hinzurechnung 
von Schottland und Irland 1,160,570 L. und scheint in fortwäh- 
rendem Steigen zu sein, denn 1848 bis 1850 2 ) hatte sie l,103,43(i 
bis 1,130,175 L. betragen. 

Man erkennt ohne Schwierigkeit, dass aus der Abgabe für 
Licenzen im Laufe der Zeit etwas ganz anderes geworden ist, 
als sie ursprünglich war. Wenn die Könige der mittelalterlichen 
Zeit und bis zur Revolution Licenzen ertheilten, so war das 
wesentlich nichts anderes, als wenn sie Monopole gaben. Das 
eine wie das andere thaten sie kraft ihrer Machtvollkommenheit, 
zu verbieten und zu erlauben, was sie wollten, eine Be- 
fugniss welche die kraftvollen Regenten ebensogut wirklich be- 
sassen , als irgend ein continentaler Fürst , der das Schattenbild 
landschaftlicher Vertretung neben sich fortleben Hess. Und wenn 
sie sich für die Ertheilung des Rechts bezahlen Hessen, so war 
dies nichts anderes, als wenn sich der Verkäufer einer Sache 
bezahlen lässt; der Patentirte musste eben für den Vortheil, den 
er erlangte, demjenigen, von dem er ihn hatte, einen Kaufpreis 
geben. Die Revolution stürzte diesen Standpunkt gründlich um, 
und an die Stelle des privatrechtlichen Verhältnisses traten die 
polizeilichen Rücksichten. Damit machte schon das lange Parla- 
ment den Anfang. Man unterwarf diejenigen Gewerbe der Licen- 
zirung, welche man unter Aufsicht zu halten für räthlich fand, 
und knüpfte die Patenterteilung an um so höhere Abgaben, je 
mehr man die Ausbreitung des Gewerbes hindern wollte; hie 
und da spielten sie auch in das Gebiet der Luxussteuern hinüber 
und man besteuerte manche Geschäfte um so höher, je zahlungs- 
fähiger das Publikum war, dem sie dienten, z. B. die Miethkut- 
schen. Um diese Abgaben bei steigender Geldbedürftigkeit des 
Staats auch für den Schatz nachhaltig einträglich zu machen, ging 
man davon ab, die Taxe für jedes Patent ein für allemal zu er- 
heben, wie dies nach dem ursprünglichen Grundsatze der Fall 
war; man erhob daher entweder neben einer ein für alle mal 
bezahlten Taxe noch eine jährliche Abgabe (z. B. bei den Licen- 



1) Tayler, Anhang S. XX. 

2) Mac Culloch, S. 494. 
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zen für Miethkutschen von 1694) oder auch nur die letztern, 
und, um dies zu können, wurden die Patente nur für ein Jahr 
giltig ausgestellt. 

Diese Maassregeln lassen erkennen, dass man gar nicht an 
eine directe Besteuerung der Gewerbe dachte, sondern vielmehr 
an die polizeiliche Controle der Verkäufer wie der Consumenten, 
und bei manchen nebenbei an eine indirecte Besteuerung des 
Publicums. Die erstere dieser beiden Rücksichten zeigte sich 
aber bei verschiedenen Gewerben als unhaltbar (Branntwein- 
schenken) : sie widersprach auch, in grösserer Ausdehnung ange- 
wandt, dem englischen Nationalgeiste und wurde daher nur bei 
einzelnen Gewerben nebenbei erhalten (etwa bei den Hausirern 
und Miethkutschen), im allgemeinen aber aufgegeben, wogegen 
die andere Rücksicht, die indirecte Besteuerung, immer mehr in 
den Vordergrund trat. Die nicht unbeträchtliche Summe, welche 
in der neueren Zeit für Licenzen in England alljährlich erhoben 
wird, ist also keineswegs eine Gewerbsteuer, d. h. eine directe 
Steuer auf den Ertrag der industriellen Capitale und Thätigkeiten, 
sondern eine Abgabe, welche die Gewerbtreibenden nur vor- 
schiessen und durch Preiserhöhung sich vom Publicum wieder 
ersetzen lassen. Dass diese Ueberwälzung möglich ist und wirk- 
lich stattfindet 1 ), kann keinem Zweifel unterliegen ; denn es ist 
an sich schon rein undenkbar, dass die mitunter sehr hohen Be- 
träge von den Gewerbtreibenden selbst getragen werden. Der 
Umstand, dass die Licenz-Taxen unter den Accisen in den Ueber- 
sichten vorgetragen werden, spricht auch dafür, dass man nichts 
anderes als dies beabsichtigt. Nur etwa die massige Steuer der 
Bierwirthe vom Jahr 1725, welche dein Betrieb angepasst wurde, 
machte hievon vielleicht eine Ausnahme. Allein auch solche ge- 
ringere Steuern können und müssen da, wo sie nicht Bestand- 
theile eines allgemeinen Steuersystems bilden, auf die Consumen- 
ten überwälzt werden und in der Wirkung zu indirecten Steuern 
werden. 

Hiedurch, und weil nicht alle, sondern nur die besonders 



1) Mac Culloch, S. 253 Ann», bezweifelt die thathsächliche Ueberwäl- 
zung dieser Abgaben; aber gewiss mit Unrecht. 
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bezeichneten Gewerbe angezogen werden, unterscheidet sich die 
englische Licenzabgabe wesentlich von den continentalen Gewerb- 
steuern, sogar von der französischen Patentsteuer, welche noch 
am meisten Aehnlichkeit mit ihr hat , aber einerseits alle Ge- 
werbe umfasst, und anderseits auf die Betriebsausdehnung einiger 
Maassen Rücksicht nimmt und hiedurch als eine wirkliche directe 
Steuer erscheint, welche zur Ueberwalzung wenigstens nicht be- 
stimmt ist, und auch nicht überwälzt werden kann, insoweit sie 
mit dem übrigen Steuersystem im* Gleichgewichte steht. 

Diese Besteuerung englischer Gewerbe ist aber eben des- 
halb eine höchst mangelhafte *) und kann volkswirtschaftlich nur 
schädlich sein. Denn wenn der kleinste Betrieb die nämliche 
Abgabe entrichten muss , wie der grosse, während er doch , ge- 
zwungen durch die Concurenz, nur einen Theil der Abgabe durch 
Preiszuschlag wieder einbringen kann , der andere aber bei 
grossem Umsätze vielleicht gar noch Ueberschuss erzielt, so wird 
dadurch der Nachtheil, in welchem sich das kleine Capital gegen 
das grosse ohnedies befindet, noch erhöht, der grosse Betrieb 
auf Kosten des kleinen gefördert, der Mittelstand erdrückt. 

Wie viel die englische Patentsteuer in dieser Beziehung ge- 
schadet hat, lässt sich natürlich nicht berechnen; dass sie aber 
schädlich war und ist, kann keinem Zweifel unterliegen. Sinclair, 
dieser höchst urtheilsfähige Schriftsteller und Staatsmann, erkennt 
dies auch nach einer anderen Seite hin an, indem er ausspricht, 
dass durch die Gleichstellung in der Belastung von festgegründe- 
ten Geschäften mit Anfängern die Concurenz vermindert wird, die 
Unternehmungen sich in wenig Händen concentriren und folglich 
das Publikum in Nachtheil kommen muss. 

Von anderen Abgaben auf den Betrieb von Gewerben ausser 
den Licenzsteuern sind noch erwähnenswerth zunächst 1) Die 
Ladensteuer 2 ) (shop-tax), welche im Jahre 1785 auf den 
Detailhandel gelegt und nach dem Miethwerthe oder dem wirk- 
lichen Miethpreise der Läden berechnet wurde , in welchen der 
Handel betrieben ward. Man fand aber bald diese Steuer unerträg- 



1) Mac Culloch, S. 252. u. Sinclair, Bd. II. 374. 

2) Sinclair, Bd II. S. 257, 406. 
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lieh drükend und ungerecht und nach kurzer Zeit wurde sie 
wieder aufgehoben. 

Die Haupteinwürfe, welche dagegen geltend gemacht wurden, 
waren, dass diese Steuer den Pflichtigen nicht nach seinem Ein- 
kommen , sondern nach der Last, die darauf haftet, treffe ; dass 
sie eine besondere Classe ') von Geschäftsleuten treffe , während 
andere in unendlich besserer Lage davon frei bleiben; dass der 
Detailhändler^ ohnedies schon an allen Staatslasten mittrage ; dass 
der Maassstab der Steuer ein ungleicher, ungerechter sei, da sie 
nicht abgewälzt werden könne, u. s. w. 

2) Im vorigen und im Anfang des gegenwärtigen Jahrhun- 
derts *) bestand eine Steuer auf landwirtschaftliche Pferde, 
welche erst im Jahr 1821 3 ) zur grossen Befriedigung der acker- 
bautreibenden Bevölkerung aufgehoben wurde ; sie betrug von 
3 sh. bis 17 sh. 6. d. für jedes Pferd je nach der Zahl der 
Zugthiere, die ein Landwirth hatte, war also progressiv. Für 
Pächter, die nur zwei Pferde hatten und nicht über 20 L. Pacht 
zahlten, betrug sie nur 2 1 /* sh. für jedes. Der jährliche Ertrag 
war 480,000 L. 

Diese Steuer auf das landwirtschaftliche Gewerbe war schon 
von Sinclair als höchst schädlich verurtheilt worden, aber bei 
vorurtheilsfreier Betrachtung ist sie wohl nicht so schlimm, und 
am Ende nichts anderes, als eine nach Betriebswerkzeugen an- 
gelegte Steuer auf das landwirthschaftliche Gewerbe, deren Auf- 
hebung jedoch den Grundbesitzern wohl zu gönnen war, die 
neben der Landtaxe und den Zehnten die Local- und Districts- 
Lasten fast ausschliesslich zu tragen haben. 

Die in anderen Gewerben verwendeten Pferde *) waren 
ebenfalls einer Steuer mit 12^2 sh. unterworfen, welche 1823 
fast ganz aufgehoben wurde, so dass jetzt nur noch die Luxus- 
pferde besteuert sind, welche hier nicht in Betracht kommen ; die 



t) Dieser vollkommen begründete Einwand gilt von dem ganzen eng- 
lischen Licenz-Steuerwesen 

2) S. 398 a. a. 0. 

3) Tayler, S. 80. — Allgemeine Zeitung vom 19. Mfirz 1842. Nach 
Mac Culloch S. 273 erst 1822 u. 1823. 

4) v. Raumer, das britische Besteuerungssystem. S. 132. 
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Postpferde '), für welche neben der Licenzgebühr und den Meilen- 
geldern für den Wagen noch Vjt d. für jedes Pferd auf die 
Meile zu entrichten ist., und die Miethpferde, für welche 2*/2 sh. 
täglich bei ein bis dreitägiger Miethe, l 3 /* sh. bei vier bis 13- 
tägiger, und l 1 /* sh. bei 13- bis 28tägiger Miethe zu entrichten 
sind. Die Steuer auf Postpferde entstand im Jahr 1779 2 ), wo 
sie im Betrage von 1 d. für jedes Pferd auf die Meile auferlegt 
wurde, und warf 140,000 L. rohen und 125,000 L. reinen Er- 
trag ab. Im Jahr 1785 steigerte man die Abgabe auf l 1 /» d. 
und erwartete eine Mehrung von 50,000 L. ; aber die Erhöhung 
näherte die Abgabe schon der Grenze, wo solche aufhören, pro- 
ducta zu sein; denn die Zunahme im Jahr 1786 betrug nur 
26,199 L. beim rohen und 23,820 L. beim reinen Ertrag. Ge- 
gen das Ende des vorigen Jahrhunderts wurde die Abgabe auf 
3 d. erhöht, wobei sie ungefähr 250,000 L. rohen und 217,657 L. 
reinen Ertrag gewährte, also eine gegenüber der hohen Steige- 
rung nur geringe Mehrung. Seit einer Reihe von Jahren ist die 
Steuer wieder auf VJ2 d. herabgesetzt und erträgt 3 ) (1851) 
145,432 L. in Schottland und England, eine im Verhältniss zu 
der grossen Entwicklung des Verkehrs geringe Summe, die sich 
aber durch die Zunahme der Eisenbahnen und deren Benützung 
zur Genüge erklärt. 

3) An die Besteuerung der Pferde schliesst sich die der 
Eisenbahnen 4 ), welche 5 Procent ihrer Einnahme aus der 
Personenbeförderung zu zahlen haben. Diese Steuer ertrug 1850 
die Summe von 251,215 L. ; 1851 nach Tayler Anh. S. XX. 
287,331 L. Reinertrag in England und Schottland. Sie wurde 
1832 eingeführt und zuerst in der Form eines Meilengeldes er- 
hoben im Betrage von */* d. auf jede Meile für je vier Passagiere. 
Diese Abgabe wurde aber zu drückend befunden und deshalb im 
Jahre 1842 in die oben bezeichnete Ertragssteuer umgeändert. 

Die Reihe der Gewerbe, welche man in England als mit 
Gewerbsteuern angelegt zu betrachten gewohnt ist, war und ist 

1) Zeitschrift f. Staatswissenschaft, Jahrgang 1847. S. 83. 

2) Tayler, S. 47. - Sinclair, Bd. II. S. 384. 

3) Tayler, Anh. S. XX. 

4) Mac Culloch. S. 278. 
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hienach eine sehr kurze, und gerade die wichtigsten, einträglich- 
sten und daher steuerfähigsten Gewerbe, z. B. Fabriken aller Art, 
und fast sämmtliche Handelsgeschäfte, sind in derselben nicht 
enthalten. Gleichwohl waren und sind sie keineswegs unbesteuert, 
und in der That müsste das gesammte englische Volk mit Blind- 
heit geschlagen sein, wenn es die Steuerkraft derselben nicht zu 
würdigen und zu nützen gewnsst hätte. 

Schon im dreizehnten Jahrhundert '), unter Heinrich HI., kam 
eine Besteuerung nach dem Werthe des beweglichen Vermögens 
auf, die nach der Natur der Sache vorzugsweise auf die Gewerbe- 
und Handel-treibenden Classen fallen musste, welche schon da- 
mals in Folge ihres Reichthums zu Bedeutung gekommen waren, 
wovon eine weitere Folge war , dass wegen dieser ihrer Steuer- 
fähigkeit die Vertreter der Gemeinden , von denen unter Eduard I. 
wider ihren Willen Steuern doch nicht erhoben werden konnten, 
als Unterhaus des Parlaments versammelt wurden. Die Stellung 
dieses zweiten Hauses war in der ersten Zeit freilich untergeord- 
net genug, und es mag wohl nicht viel mehr gewesen sein, als 
eine Steuerbewilligungs - Vorrichtung. Dass dem so war, ersieht 
man daraus, dass die älteren Steuern in Verfall kamen, der 
Schwerpunkt der Besteuerung von der Grund- auf die Mobiliar- 
Abgaben verlegt und die Haupt-Steuerlast eben auf die industriel- 
len Classen des Unterhauses abgewälzt wurde. 

Indessen waren jene Steuern, welche im dreizehnten und 
vierzehnten Jahrhundert fast ausschliesslich erhoben wurden, im 
fünfzehnten noch vorherrschten und erst mit dem sechzehnten 
aufhörten, doch keine Gewerbesteuern, sondern allgemeine Ab- 
gaben vom beweglichen Vermögen, und wenn sie auch vorzugs- 
weise von den Gewerbe- und Handels-Ständen getragen wurden, 
so liegen sie doch unserem Gegenstande ziemlich ferne, weshalb 
es genügen mag, dieselben erwähnt zu haben. Sie betrugen in 
der Regel den fünfzehnten Theil vom Werthe der beweglichen 
Habe und hiessen deshalb „Fünfzehnte" (fifteenths). 

Im Lauf der Zeit genügten auch diese" veralternden Steuer- 
quellen den wachsenden Ansprüchen des Staats und der Krone 



1) Cunningbam, S. 417, 418 u. a. 
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nicht mehr, und da man die Unzulänglichkeit der Vermögens- 
steuern in Ansehung der Erträgnisse von Grund und Boden er- 
kannt hatte, und nachdem im fünfzehnten Jahrhundert sogar ein 
paar Versuche mit eigentlichen Einkommenssteuern ") gemacht 
worden waren, wurde im sechzehnten *) Jahrhundert eine neue 
Art von Steuern mit besserem, aber nicht lange nachhaltendem 
Erfolg unter dem Namen subsidy eingeführt, welche jede Person 
nach ihren verschiedenen Einkommensquellen, die Erträgnisse der 
beweglichen Habe aber doch nach dem Vermögens -Anschlage 
besteuerte. . Indessen eben der persönliche Charakter dieser Ab- 
gabe führte bei der noch wenig geregelten Verwaltung und bei 
den geringen Controlmitteln jener Zeit zu ihrem raschen Verfall 
und während eine subsidy unter Elisabeth im Jahre 1565 3 ) noch 
120,000 L. abgeworfen hatte, sank sie schon nach wenig Jahren auf 
78,000 und bald nahher auf 70,000 L. herab, und auf dieser Stufe 
scheint sie sich bis gegen die Mitte des siebzehnten Jahrhunderts 
erhalten zu haben. Sie wurde in der Regel mit 4 sh. vom L. 
von den Erträgnissen des Bodens und 2 sh. fi d. aufs L. von 
beweglichem Vermögen *) erhoben. 

Mit Steuern, die so wenig Ertrag gewährten, konnte natür- 
lich die Republik, welche sich auf den Stuartischen Thron setzte, 
und grosser Geldmittel bedurfte, nicht haushalten. Es wurde daher 
eine neue Einschätzung des Volks vorgenommen, und eine neue 
Abgabe 5 ) erhoben , welche zunächst nach den Fristen , in wel- 
chen sie bezahlt werde musste, Monatsschatzung (montbly assess- 
ments)" genannt wurde, allmählich aber, da sie sich seit Wil- 
helms III. Thronbesteigung alljährlich und regelmässiger wieder- 
holte , den allgemeinen Namen einer Landsteuer (land - tax) 
erhielt. 



1) Cunninghani, S. 430, 439 u. a. 0. 

2) S. 440 flg. a. a. 0. 

3) Sinclair, Bd. I. S. 209, 254. 

4) Sinclair, Bd. I. S: 44. — Blackstone, Commentaries Bd. I. S. 300. 
Bei Hume, Jacob I., cap. VI. Jahrg. 1625 u. Cunningham , S. 442 finden 
sich aucb Subsidien zu 2 sh. 8 d., welche daher als Ausnahmen zu be- 
trachten sind. 

5) Sinclair, Bd I S. 277. 
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Die Restauration unter Carl II. hatte diese revolutionäre 
Steuer zu ignoriren versucht, war aber wegen der Unzulänglich- 
keit der älteren Abgaben doch genöthigt gewesen, sich dieses 
Mittels zu bedienen, da die Regierungen dieser Zwischenperiode 
weder Intelligenz noch Kraft genug besassen, neue Einkommens- 
quellen zu schaffen. Wilhelm III. dagegen machte sich unbe- 
denklich die Frucht jener Bewegung zu Nutze, welcher er mittel- 
bar seine Thronbesteigung dankte , und liess auch , da die alte 
ungleich und ungenügend befunden wurde, wieder eine neue 
Einschätzung vornehmen. Sie erfolgte im Jahre 1692 ') und das 
Steuergesetz dieses Jahrs verfügte ausdrücklich, dass alle Per- 
sonen, Gesellschaften u. s. w., welche Güter, Waaren oder 
sonstige bewegüche Habe besitzen, von je 100 L. Werthsanschlag 
derselben 21 sh. Steuer geben sollten. 

Man war also — abgesehen vom unbeweglichen Vermögen 
und den Besoldungen, welche nach dem Ertrag besteuert wurden 
— noch immer nicht über die Vermögenssteuer hinausgekommen, 
wie auch kurz vorher ein im Jahre 1670 noch unter Carl II. 
gemachter Versuch 2 ) unter anderen Steuerobjecten das Capital 
der Bankhäuser und der Staatsgläubiger, insofern sie über 6°/o 
Zinse bezogen, mit 15 sh. von 100 L. besteuert hatte. Offenbar 
wagte man es nicht, sich auf eine Ermittelung des Ertrags vom 
beweglichen Vermögen und von industriellen Geschäften einzu- 
lassen : allein die beibehaltene Schätzung dieses Vermögens selbst 
führte ebenfalls zu keinem Resultat. Die Steuerflichtigen fanden 
immer Mittel und Vorwände genug, dasselbe der Veranlagung zu 
entziehen und es zeigte sich bald, dass die Landtaxe weitaus in 
der Hauptsache eine Grundsteuer, daneben, aber in sehr gerin- 
gem Maasse, eine Besoldungssteuer geworden war, dass aber die 
Absicht, auch das gewerbliche Capital zu erreichen, gänzlich 
verfehlt worden war. Mag auch bei den ersten Einschätzungen 
vielleicht ein Theil desselben beigezogen worden sein , so ver- 
schwand derselbe doch in kurzer Zeit, weil kein Pflichtiger säumte, 
die Abgänge geltend zu machen, während Niemand da war, um 
den Zugängen nachzuspüren. 

1) Cunningham, S. 49. 

2) Sinclair, Bd. I. S. 306. 
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Dass der das gewerbliche Capital treffende Theil der Land- 
taxe schon von Anfang an gering war, ist aus dem Ertrage einer 
Steuer zu schliessen, welche im Jahre 1701 ') gleich nach dem 
Regierungsantritt der Königin Anna ausgeschrieben wurde. Man 
erhob damals von allen verzinslichen Darlehen 1 ■/* °/o des Ca- 
pitals (3 d. aufs L.) , 20 °'o (4 sh. aufs L.) vom Ertrage der 
Leibrenten, Pensionen und anderen Jahreszahlungen, 5 °/o (1 sh. 
aufs L.) von allen öffentlichen Besoldungen, 20 °/o (4 sh. aufs L.) 
vom Einkommen der Aerzte, Advokaten, Lehrer und verschiede- 
ner Geschäftsleute, 2' /» °o (6 d. aufs L.) vom Gewerbscapital 
und überdies eine allgemeine Kopfsteuer von 4 sh. Trotz der 
Höhe trug diese ganze Abgabe doch nur 300,524 L. ein, wovon 
nach der Natur der Sache auf das Gewerbscapital bloss ein ver- 
schwindend kleiner Theil gekommen sein kann, während eine 
Landtaxe damaliger Zeit 2 Millionen L. abwarf. Dass aber, als 
die Landsteuer im Jahre 179$ für ablösbar erklärt* wurde , von 
diesem Theil keine Spur mehr übrig war *), ist Thatsache. 

Die Zeit der Landsteuer war daher im Allgemeinen eine Zeit 
der Steuerfreiheit für die Gewerbe, während welcher indessen 
eine Menge von Besteuerungs-Experimenten an einzelnen Gewer- 
ben vorgenommen wurde, wozu man durch dringende Geldnoth 
getrieben wurde, ohne dass jedoch die Zeit für die Erfassung 
der Idee einer allgemeinen Gewerbsteuer schon reif gewesen 
wäre. Diese mehr oder weniger misslungenen Versuche, welche 
in der Hauptsache oben vorgeführt worden sind, hatten aber, wie 
bereits dargethan, keine directe Besteuerung der betreffenden' 
Gewerbe, sondern eine indirecte der Consumenten zur Folge, die 
aber für manche Gewerbtreibende doch verderblich werden musste. 

So standen die Sachen, als zu Ende des vorigen Jahrhun- 
derts der Riesenkampf Englands gegen Frankreich riesenhafte 
Geldmittel erforderte, welche mit dem alten Steuersystem auch 
bei der äussersten Härte und der äussersten Anspannung aller 
Kräfte schlechterdings nicht aufzutreiben waren. Es musste daher 
etwas wesentlich neues auf finanziellem Gebiete geschaffen wer- 
den, und dieses neue war die Einkommensteuer, welche der 



1) Cunningham, S. 98. 

2) Mac Culloch, S. 58. 
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kühne Geist William Pitt's als einziges Hilfs- und Rettungsmittel 
fand. Die erste Steuer dieser Art. vom Jahre 1799, war eine 
allgemeine eigentliche Einkommensteuer, gegen welche aber der 
Klagen von allen Seiten so viele auftauchten , und welche auch 
so wenig einträglich war, dass man bereits im Jahre 1803 ein 
Einkommensteuer - Gesetz auf wesentlich neuen Grundlagen ein- 
führte. Der Grundgedanke dieses neuen Gesetzes ist jenem des 
früheren gerade entgegengesetzt ' ) . Während dieses diePerson 
nach ihrem aus verschiedenen Quellen fliessenden Gesammtein- 
kommen besteuert, fasst jenes, das Gesetz von 1803, die ein- 
zelnen Quellen des E i n k m m e n s ins Auge und besteuert 
sie, je nachdem sie einer Person zufliessen. Das subjective Mo- 
ment des Einkommens wurde aufgegeben und das objective 
des Ertrags an seine Stelle gesetzt. Nicht eine Einkommens- 
steuer ist es also, die dem englischen Volk im Jahre 1803 auf- 
erlegt wurde, sondern ein System der Ertragsbesteue- 
rung. Dass dieses ganze System in einem Gesetz vereinigt 
wurde, ist etwas unwesentliches; es hatte ebensogut eine Reihe 
von Gesetzen daraus gemacht werden können. An dein Charak- 
ter dieser Besteuerung hat auch das Gesetz von 1 842 im Wesent- 
lichen nichts geändert. Deshalb legen wir im Folgenden dieses 
Gesetz, als das neuere, unserer Betrachtung zu Grunde und wer- 
den die Abweichungen desselben von dem Gesetz von 1803 und 
die späteren Verbesserungen desselben später anführen. 

Das Gesetz vom Jahre 1842 zerfällt in sieben Hauptabthei- 
lungen (schedules), von denen die fünf ersten von den verschie- 
denen Steuergattungen A) Grundsteuer, B) landwirtschaftliche 
Gewerbesteuer, C) Rentensteuer, D) Steuer von Gewerben, klei- 
nen Renten und Besitzungen ausserhalb Grossbritanniens, E) Be- 
soldungssteuer handeln. Von diesen fünf Abtheilungen sind es 
namentlich die Schedula D und etwa noch B, welche unsere Auf- 
merksamkeit in Anspruch nehmen. Bei der Abtheilung D bleiben 
aber füglich die darin mitenthaltenen Steuern ausser Beachtung, 
und wir berücksichtigen nur die Besteuerung der Gewerbe, wobei 



1) First report from the select committee on the income- and property- 
tax 1852. S. 8. - 
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zu Gunsten der Uebersichtlichkeit die Reihenfolge der Gesetzes- 
vorschriften abgeändert wird. 

I. Gegenstand und Maassstab der Steuer 1 ). 

A) Gewerbe und Handel, Fabriken, Unternehmungen oder 
gewerbsähnliche Geschäfte; 

B) künstlerische und wissenschaftliche Beschäftigungen und 
Berufsarten, die nicht schon (sowohl A als B) in irgend einer 
anderen Abtheilung des Gesetzes enthalten sind. 

Die Steuer soll nach keiner geringeren Summe, als nach 
dem vollen Betrage der Erträgnisse, und zwar bei A 
nach dem Durchschnitte der drei unmittelbar vorhergehenden 
Jahre, bei B nach der Bilanz des letztvorhergehenden Jahres be- 
rechnet werden. Die Erträgnisse von Grundstücken, die für Ge- 
werbe gebraucht werden, sind nicht nach sched. D, sondern sched. 
A und B zu versteuern. Nicht abgezogen an dem Ertrage 
solcher Unternehmungen und Beschäftigungen dürfen werden : 

1) Kosten für Reparatur von Gebäuden, die für die Zwecke 
des Geschäfts benützt werden; für Anschaffung, Ausbesserung 
oder Veränderung von Werkzeugen, Geräthen und sonstigen er- 
forderlichen Gegenständen, ausser der Summe, welche 
nach der dreijährigen Durchschnittsperiode ge- 
wöhnlich für solche Zwecke verwendet wird; 

2) Verluste, die nicht mit den besteuerten Geschäften in 
Verbindung stehen, oder von denselben herrühren; 

3) Capitalien, die aus dem Geschäft zurückgezogen, oder 
die in dasselbe verwendet wurden oder werden sollen, o'der zur 
Einrichtung der dem Geschäfte dienenden Gebäude bestimmt sind, 
oder Zinsen von solchen Capitalien; 

4) Schuldforderungen, die nicht als uneinbringlich nachge- 
wiesen sind; oder ein durchschnittlicher Verlust über den wirk- 
lichen Betrag ; oder ein Schaden, der durch Versicherung zu ver- 
güten ist; 



1) Gesetz v. 22. Juni 1842, art. c. Erster Fall, Regel 1. 3. 4. — 
Zweiter Fall, Regel 1. 2. 3. Gemeinschaftliche Regeln 1. u. 2. 
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5) Zinsen und Renten, welche von dem Unternehmen bezahlt 
werden müssen, weil der Schuldner befugt ist, dem Gläubiger 
die denselben treffende Steuer an seinem Zins oder seiner Rente 
abzuziehen, und sich dadurch schadlos zu machen; 

6) überhaupt alle Zahlungen für andere Zwecke als das 
betreffende Geschäft, insbesondere Ausgaben für Unterhalt der 
Familie, Miethzinse für Wohnungen und andere häusliche Zwecke. 

Hieraus folgt, dass abgezogen werden dürfen : 

a) die bei Ziff. 1 bezeichneten Ausgaben, insoferne sie inner- 
halb der dreijährigen Durchschnittsperiode wirklich vorgekom- 
men sind; 

b) Verluste, die aus dem Geschäft sich ergeben, in dem 
nachgewiesenen wirklichen Betrag; 

c) überhaupt aller Aufwand auf Führung des Geschäfts und 
jede Ausgabe, die nicht den reinen Ertrag schmälern würde, na- 
mentlich also auf Erhaltung des stehenden Capitals und auf Löhne. 

Die Zulässigkeit dieser Abzüge ist indessen nicht ausge- 
sprochen, sondern sie folgt in negativer Weise aus den als unzu- 
lässig bezeichneten Abzügen. Nur e i n Abzug ist (art. CI.) aus- 
drücklich zugelassen. Wenn nämlich Jemand bei mehreren Gewerben 
betheiligt ist, so darf er den bei dem einen erlittenen Verlust an 
dem Gewinne, der anderwärts gemacht wurde, abziehen. 

II. Subject der Steuer '). 

Jede Person, Corporation, Gesellschaft, Verbindung u. s. w., 
welche ein solches Geschäft in Grossbritannien oder sonstwo be- 
treibt. Wird ein Unternehmen von mehreren Personen gemein- 
schaftlich betrieben, so wird eine gemeinsame Steuer berechnet, 
gesondert von jeder anderen Steuer, die sie sonst noch zu ent- 
richten haben. Für ausländische Unternehmer tritt der auf der 
Firma zuerstgenannte in Grossbritannien wohnende Theilhaber, 
oder wenn ein solcher nicht vorhanden', der Agent, Verwalter 
oder dgl. als Fatent und Zahler ein. Aenderungen im Personal- 
bestand der Gesellschaft oder ihrer Theilnehmer durch Todesfälle, 



t) art. C. Erster Fall, Regel 2. Gemeinschaftliche Regel 3 u. 4. 
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Austritte, Auflösung, Erbschaften u. dgl. veranlassen keine Aen- 
derung in der Steuerpflicht, es sei denn, dass nachgewiesen wird, 
dass die Ertragnisse in Folge dieser Aenderung oder in Folge 
einer anderen Ursache seit diesem Falle abgenommen haben oder 
abnehmen werden. 

Aus dem Zusammenhalte von I. und II. und art. C. (Fünfter 
Fall) folgt also, dass alle Unternehmungen grossbritannischer 
Unterthanen im Inlande und im Auslande, und ebenso alle in 
Grossbritannien bestehenden Unternehmungen von Auslandern, 
sowie deren Betheiligung an solchen durch Compagnie - Geschäft, 
Asseoiation, Actien, Darlehen u. s. w., der Steuerpflicht unterliegen. 

ni. Ort der Steuerpflicht ')• 

Jedermann hat seine Ertrags-Declaration in dem Bezirke ab- 
zugeben, und seine Steuer für ein Gewerbe zu entrichten, wo 
dasselbe betrieben wird. Wo mehrere Theilhaber sind, ist nur 
der Bezirk des Unternehmens maassgebend, und wenn eine Per- 
son mehrere Geschäfte in verschiedenen Bezirken hat, so ist sie 
für jedes an seinem Ort steuerpflichtig. Nur dann , wenn bei 
Betrieb mehrerer Geschäfte der bei dem einen erlittene Verlust 
an dem bei anderen gemachten Gewinne abgezogen werden will, 
tritt eine Ausnahme ein. 

IV. Verfahren. * 

A) Die oberste Behörde ist das Steuer- und Stempel-Amt 
in London, von dessen Mitgliedern drei als Special-Commis- 
säre in Einkommensteuer-Sachen fungiren. Unter dieser ober- 
sten Behörde stehen die Inspectoren, welchen die Aufsicht 
über Erhebung und Verrechnung, sowie coneurrirend mit den 
Aufsehern (surveyors), deren eigentliches Geschäft sie ist, 
die Ueberwachung der Einsteuerung, die Staatsanwaltschaft, obliegt. 
Der Schwerpunkt der Organisation liegt in den General-Com- 
missären, welche die Berufungen zu entscheiden und den von 
ihnen gewählten Beigeordneten (additional-commissioners), 



1) Art. C. Gemeinschaftliche Regel 5. — Art. CVI. 
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welche die Declarationen festzusetzen haben. Beide sind unbe- 
soldete Ehrenämter wohlhabender Privatleute. Unter ihnen steht 
der Schreiber (clerk) als formkundiger Geschäftsmann, der 
Beisitzer (assessor), welchem die vorbereitenden Schritte und 
Verhandlungen obliegen, und der Steuersammler (collector). 
Die beiden letzten werden je für ein Kirchspiel, die Commissäre 
und Schreiber für Bezirke von 8 bis 10 Kirchspielen gewählt 
Die Aufseher sind Staatsbeamte für Bezirke von etwa je 100 
Kirchspielen , und ebenso die Inspectoren für noch grössere 
Districte. 

B) Die Einsteuerung 1 ) beruht zunächst auf der Declara- 
tion der Steuerpflichtigen, welche der dafür aufgestellte Beamte 
einzufordern hat. Diese muss bei Compagnie - Geschäften nicht 
blos von dem auf der Firma zuerst bezeichneten Theilhaber 
für das Ganze, sondern auch von jedem andern Theilhaber unter 
Bezugnahme auf jene Haupt-Fassion abgegeben werden. Wer 
ein Geschäft an mehreren Orten betreibt, hat an jedem gleich- 
lautende Fassionen abzugeben, doch unbeschadet seiner nur ein- 
fachen Besteuerung. Wer will , kann seine Fassion versiegeln, 
und dann darf sie der Beisitzer nicht erbrechen. 

C) Die Declarationen werden zunächst dem Aufseher zur 
Prüfung *) vorgelegt, welcher sie den Beigeordneten mit sei- 
nen Erinnerungen zur Beschlussfassung mittheilt. Zu diesem Be- 
hufe versammeln sich dieselben zu von ihnen selbst bestimmten 
Zeiten und prüfen ihrerseits die abgegebenen Erklärungen. Werden 
diese anstandslos befunden, so setzen sie die Steuer darnach fest ; 
erhebt aber der Aufseher — schriftlich und mit Angabe des 
Grundes — Einwendungen, oder finden sich die Beigeordneten 
selbst zu Beanstandungen veranlasst, so reguliren sie die Steuer 
nach eigenem Ermessen. Wenn die General-Commissäre selbst 
als Beigeordnete fungiren wollen, so brauchen sie keine solche 
zu wählen. Die Letzteren aber können jeden Fall, der ihnen 
bedenklich scheint , mit schriftlichem Berichte an jene zur Ent- 



1) Art. CX. u. CXC. Ziff. XIII. 

2) Art. CXI, CXIII, CXIV, CXXIII, CXXXV. 

Z«itsehr. f. Staatsw. 1802. II. lieft. 20 
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Scheidung bringen. Die General-Commissäre können auch jede 
durch die Beigeordneten vollzogene Besteuerung, worüber ihnen 
die Listen zur Prüfung vorgelegt werden, beanstanden und die 
Betheiligten zu schriftlichen oder protokollarischen Aeusserungen 
und Aufklärungen veranlassen. Der Partei steht zu allen Zeiten 
frei, ihre Declaration zu berichtigen , auf Verlangen der General- 
Commissäre inuss sie aber ihre denselben gemachten Angaben 
beschwören. Diesen Commissären steht es auch zu, Zeugen 
eidlich zu vernehmen. Bei der Prüfung von Fassionen, welche 
von einem der Commissäre herrühren, oder bei denen derselbe 
betheiligt ist, soll dieser nicht zugegen sein. 

D) Wenn die Steuern von den Beigeordneten festgesetzt 
sind, so werden sie in Listen zusammengestellt und nebst den 
Declarationen wieder dem Aufseher vorgelegt ')> welcher das 
Recht hat, über jeden Fall, der ihm bedenklich scheint, ein schrift- 
liches motivirtes Gutachten der General-Commissäre einzuholen, oder 
sofort seine Einwendungen als Berufung schriftlich geltend zu machen. 
Hievon muss aber den Beigeordneten Nachricht ertheilt werden, 
welchen dann freisteht, ihr Urtheil abzuändern. Wenn dies nicht 
geschieht, so legen sie die Erklärungen des Aufsehers unter Be- 
gründung ihres eigenen Verfahrens den General-Commissären vor. 
In diesem Falle muss der Aufseher auch dem Betheiligten Nach- 
richt geben, damit dieser seine Declaration vertreten kann. 

Ebenso kann aber auch jeder Steuerpflichtige 2 ), der sich 
durch eine Steuerfestsetzung von Seite der Beigeordneten oder 
durch eine Beanstandung des Aufsehers beschwert erachtet, die 
Berufung an die General-Commissäre ergreifen, welche zu deren 
Verhandlung besondere Tage anberaumen und öffentlich bekannt 
machen, nach deren Ablauf keine Berufung mehr angenommen 
wird. Zur Bescheidung derselben fordern sie neue Declarationen 
ein, welche alle erforderlichen und geforderten Aufschlüsse geben 
müssen, und können neue Erklärungen verlangen , so oft sie es 
für nöthig finden. Gegen diese Declarationen kann der Aufseher 
wieder seine Einwendungen machen, wovon die Partei zu ihrer 



1) Art. CXII, CXV bis CXVII. 

2) Art. CXVIII bis CXXII, CXXVI. 
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Verteidigung Nachricht erhält. Auf Ladung der Commissäre muss 
dieselbe auch erscheinen , ihre Angaben vertreten und auf Ver- 
langen eidlich bekräftigen ; doch steht ihr bis tlahin die Berichti- 
gung immer noch frei. Verweigern die Betheiligten zu erschei- 
nen oder Erklärungen abzugeben, so setzen die Commissäre 
gleichwohl die Steuer rechtskräftig fest. 

Anstatt an die General-Commissäre können die Betheiligten 
ihre Berufungen auch an die Special - Commissäre x ) ergreifen, 
deren zwei von der obersten Steuer-Behörde zu diesem Zwecke 
committirt werden. 

E) Ausserdem steht aber den Steuerpflichtigen zur noch 
grösseren Schonung der Geschäftsgeheimnisse noch ein ganz 
besonderes Einsteuerungs- Verfahren *) vor den Spe- 
cial-Commissären mit Umgehung der Beigeordneten und General- 
Commissäre offen, welches bei keiner anderen Steuer-Gattung 
stattfindet Wenn ein Geschäftsmann seine Declaration mit dem 
Verlangen nach diesem Verfahren versiegelt übergeben hat, so 
wird dieselbe sofort dem Aufseher zugestellt, welcher sie unter- 
sucht und mit seiner Erklärung den Special-Commissären über- 
gibt, welche hierauf nach ihrem Ermessen die Steuer festsetzen. 
Hiegegen steht dem Pflichtigen wie dem Aufseher die Berufung 
unter Beobachtung des gewöhnlichen Verfahrens an die nämlichen 
Special-Commissäre, und gegen den zweiten Beschluss derselben 
an die oberste Steuerbehörde selbst zu. 

F) Wer bei dem Einsteuerungs - Verfahren versäumt, eine 
Declaration zu übergeben 3 ), den steuern die Beigeordneten ganz 
nach eigenem Ermessen — doch vorbehaltlich der Berufung ein. 
Wenn eine Declaration zu gering war, und die General-Commis- 
säre die Erhöhung der selbstfatirten Steuer aussprechen, verfällt der 
Pflichtige in eine Strafe zum dreifachen Betrage der betreffen- 
den Steuermehrung, wenn er nicht unverschuldeten Irrthum nach- 
weist. Wer aber im Laufe des Verfahrens unterlässt, eine ihm 
von den General-Commissären abverlangte Declaration abzugeben, 



1) Art. CXXX. 

2) Art. CXXXI. 

3) Art. CXIII, CXXVII bis CXXIX. 

20 1 
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oder eine abgegebene zu vertreten oder auf ihre Ladung zu er- 
scheinen, der verwirkt eine Strafe bis zu 20 L. und dem drei- 
fachen Betrag der Steuer, mit welcher er belastet werden sollte. 
Die Strafen können aber durch Gesuche um Frist- Verlängerung 
und bis zu dem Augenblicke, wo das Eintreibungs- Verfahren be- 
gonnen hat, durch Berichtigung der Fassion abgewendet werden. 

Da Schuldzinse, Benten u. s. w., die auf einem Geschäft 
lasten ')> bei der Fassion nicht abgezogen, sondern die betreffen- 
den Steuern dem Berechtigten angerechnet werden dürfen, so 
sind alle Verträge zum Zwecke die Steuer auf den Schuldner zu 
überwälzen nichtig, und wer sich weigert, sich den Steuerabzug 
an seinen Zinsen, Renten u. s. w. machen zu lassen, verfällt in 
eine Strafe zum dreifachen Betrage seines Capitals oder bei 
Renten, für die ein Capital rechtlich nicht feststeht, von 50 L. 

G) Aenderungen 2 ) der festgesetzten Steuer können ein- 
treten, wenn jemand nachweisen kann, dass sein Geschäft in dem 
betreffenden Jahre den fatirten Ertrag nicht erreicht habe; und 
wenn ein Geschäft aus irgend einem Grunde eingeht, oder der 
Inhaber stirbt oder insolvent wird, kann die Steuer abgeschrieben 
werden, ausser im Falle der Vererbung, wo der Erbe in die 
Verpflichtungen des Erblassers eintritt. 

H) Erhoben 3 ) wird die Steuer in der Regel durch den 
Steuereinnehmer jedes Kirchspiels auf dem Grunde des von den 
General-Commissären auzulegenden Heberegisters. Wer aber von 
den Special-Commissären eingesteuert wurde, kann seine Zahlung 
an den General-Einnehmer leisten. Unterlässt er dies, so wird 
seine Schuldigkeit dem Localeinnehmer bekannt gemacht. Wer 
dem Localbeamten seine Steuer nicht wissen lassen will, kann 
auch ein Certificat, das bloss die Nummer des Buchs und die 
Schuldigkeit ersehen lässt, erhalten und auf dieses hin seine Zah- 
lung an den Einnehmer leisten, ohne dass dieser den Namen 
erfährt. Die Quittung lautet dann auch nur auf die Nummer und 
im Heberegister ist der Name weggelassen. Wenn die Steuer 



1) Art. Cm. 

2) Art. CXXXIII n. CXXXIV. 

3) Art. CXXXI, CXXXVII. 
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vor der Verfallzeit an den Generaleinnehmer bezahlt wird, so 
darf der Pflichtige 4°/o per Jahr abrechnen. 

Neben diesen Vorschriften zur Besteuerung nach dem Er- 
trage stehen noch andere, welche dem Namen der Einkommen- 
steuer mehr entsprechen, und daher kurz erwähnt werden müssen. 
Dahin gehört namentlich die Steuerfreiheit derjenigen Gewerbe, 
deren Unternehmer kein Gesammteinkommen von einem gewissen 
Betrage hat Im Jahre 1798 begann die Steuerpflicht mit 60 L. 
Jahreseinkommen, und wurde 1804 bis auf 51 L. herab ausgedehnt, 
und dabei blieb es bis zur Aufhebung der Steuer im Jahre 1816. 
Mit 60, später 51 L. begann aber noch nicht die volle, sondern 
nur eine ermässigte Steuerpflicht, bis zum Betrag von 150 L., 
dieselbe betrug 1798 10, 1799 5, 1803 6'/4 und von 1804 
an wieder 10 °/o. Zwischen dem Minimum der ermässigten und 
dem der vollen Steuerpflicht lagen Gradationen, welche in den 
verschiedenen Gesetzen verschieden waren. Somit war die 
Steuer eine progressive, doch hörte die Progression bei einem 
bestimmten Einkommen und Procent auf. Im Jahre 1842 begann 
die Steuerpflicht überhaupt erst bei 150 L. Einkommen und be- 
trug ohne Progression 7 d. aufs L., 1853 wurde sie mit 5 d. 
vom L. auf Einkommen von 100 bis 150 L. und auf Irland aus- 
gedehnt, 1854 wurde sie durchaus auf 1 sh. 2 d. und 1855 auf 
1 sh. 4 d. erhöht, 1857 aber wieder herabgesetzt und zwar auf 
5 d. vom L., worauf 1858 wieder eine Erhöhung auf 6'/2 d. 
bei Einkommen von 100 bis 150 L. und auf 9 d. von 150 L. 
an und 1860 auf 7 und 10 d. erfolgte. 

Da die Steuer nach Maassgabe des Gewerbe-Ertrags regulirt 
und bei Compagnie-Geschäften vom Gesammtertrage erhoben wird, 
so ist die Steuerfreiheit oder mindere Steuerpflicht nur dadurch 
realisirbar, dass den Betheiligten auf den Nachweis ihres gerin- 
gen Einkommens und ihrer Theilhaberschaft die Steuer ganz oder 
theilweise zurückvergütet wird. Bekanntlich ein höchst mühe- 
volles und zeitraubendes Geschäft. 

Die wichtigsten Aenderungen, welche die englische Steuer, 
soweit sie den Gewerbe-Ertrag betrifft, sonst noch im Laufe der 
Zeit erfahren hat, sind folgende : 
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1) In den früheren Gesetzen ') waren die Zinsrenten , wel- 
che Ausländer aus englischen Unternehmungen bezogen, steuerfrei, 
und die Gewerbtreibenden waren daher befugt, bei Declaration 
ihrer Gewerbsrenten die Zinsen u. dgl. welche sie an Ausländer 
zahlten, am Brutto Ertrage adzurechnen, weil sie für die Steuer, 
die sie für solche Zinsen etc. bezahlt hätten, vom Gläubiger nicht 
entschädigt worden wären, wie bei englischen Bezugsberechtigten 
der Fall war, denen sie die Steuer von ihren Renten abziehen 
durften. Das Gesetz vom Jahre 1842 hob jedoch die Steuer- 
freiheit der ausländischen Renten- und Zinsen-Empfänger auf, und 
verbot in Folge dessen den Abzug dieser Ausgaben am Ertrage 
der Unternehmungen. 

2) Ein Ausnahmsverfahren für solche Gewerbtreibende, wel- 
che den Localbehörden keinen Einblik in ihre Geschäftsverhält- 
nisse gestatten wollten, war schon in dem Gesetze von 1803 2 ) 
zugelassen. Allein nicht die Commissäre der Central - Steuer - 
behörde waren es, denen dasselbe übertragen war, sondern 
Vertrauensmänner (referees), welche von den Steuerpflichtigen 
vorgeschlagen wurden, gegen deren Personen aber den General- 
Commissären ohne Angabe eines Grundes ein Einspruchsrecht 
zustand. In dem Gesetz von 1842 ist diese Funktion, wie oben 
erwähnt, den Staatsbeamten übertragen. 

Die landwirtschaftliche Gewerbsteuer 3 ) ist in 
der Abtheilung B des Gesetzes enthalten und wird von den Päch- 
tern und selbstwirthschaftenden Grundbesitzern erhoben. Der 
Maassstab, nach welchem sie festgesetzt wird, ist aber in der 
Regel nicht der wirkliche oder geschätzte reine Ertrag, sondern 
eine gesetzlich bestimmte Quote der vollen, wirklichen Pachtrente ; 
also nicht die Einnahme, sondern — wie im Parlament wieder- 
holt schon geltend gemacht wurde — die Ausgabe des Pächters. 
Die Pachtrente des selbstwirthschaftenden Grundbesitzers wird 
natürlich durch Schätzung ermittelt. Den Hauptanhaltspunkt für 
die Veranlagung dieser Steuer gewähren die Pachtverträge und 



1) v. Raumer, das britische Besteuerungssystem S. 159. 

2) v. Kaumer, S. 166. 

3) Art. LXIII flg. 
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die der Armensteuer zu Grunde liegenden Schätzungen, welche 
letztere als besonders zuverlässig gelten, vermuthlich weil sie für 
eine Localauflage bestimmt sind und desshalb ihre Richtigkeit vom 
Interesse der mit allen Verhältnissen wohlbekannten Bezirksge- 
nossen eifersüchtig überwacht wird. 

Das Einsteuerungsverfahren ist durchaus das nämliche wie 
für die Besteuerung der Grundrente des Eigenthümers und es 
würde zu weit führen, dasselbe hier ausführlicher zu schildern, 
um so mehr, als die Grundzüge desselben im Jahrgang 1854 
S. 228 dieser Zeitschrift aus höchst sachkundiger Feder bereits 
wiedergegeben sind. 

Bemerkenswerth ist bei dieser Steuer namentlich, dass die- 
selbe von allen Grundstücken entrichtet werden muss '), sie mögen 
zur Zeit der Besteuerung bebaut sein, oder nicht, und dass 
Steuernachlässe nur in Folge von Elementar -Ereignissen durch 
Ueberschwemmung und Ungewitter zulässig sind. 

Die Quote der Pachtrente, aus welcher die Steuer entrichtet 
werden muss, betrug vom Jahre 1798 *) an für England drei 
Viertheile und für Schottland die Hälfte: im Jahre 1842 wurde 
sie auf die Hälfte in England und ein Dritttheil in Schottland 
(genauer 3'/2 d. vom L. des g a n z e n Pachtschillings in England 
und 2'/* d. vom L. in Schottland bei einer allgemeinen Besteue- 
rung von 7 d. aufs L. des Ertrags) herabgesetzt, weil man zu 
der Ueberzeugung gelangt war, dass jene ältere Quote viel zu 
hoch und für die Landwirthe drückend sei. Im Jahre 1851 er- 
folgte noch die weitere Bestimmung zu Gunsten derselben, dass 
den Commissären gestattet wurde, die Steuer herabzusetzen, oder 
Steuerfreiheit zu gestatten 3 ), wenn ein Pächter oder Bauer nach- 
weisen kann, dass sein Einkommen wirklich nicht die Hälfte, be- 
ziehungsweise ein Drittel des von ihm bezahlten oder des ge- 
schätzten Pachtschillings erreicht. 

Dass die Besteuerung unter schedula B keine eigentliche 
Einkommensteuer, sondern eine Besteuerung nach Maassgabe 



1) Art. LXX. 

2) v. Raumer, S. 149. 

3) Jahrg. 1854 dieser Zeitschrift, S. 224. 
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eines vermuthlichen, geschätzten, durchschnittlichen Ertrages ist, 
fällt wohl in die Augen. Sie steht daher ganz auf gleicher Linie 
mit den nach äusserlichen Kennzeichen u. dgl. regulirten deut- 
schen Gewerbsteuern. 

Die englische Einkommen-Steuer von Gewerben steht somit 
unseren continentalen und insbesondere unseren deutschen Ge- 
werbsteuern näher, als man anzunehmen pflegt. Sie enthält zwar 
keinen Tarif, keine Classification, und, abgesehen von der schedula 
B, auch keine gesetzlich vorgeschriebenen Einsteuerungs-M erkmale ; 
die Classification oder der Tarif wird durch die einfache Vor- 
schrift des Steuerprocents ersetzt. Beide Formen sind aber doch 
nur Aeusserungen des nämlichen Grundgedankens; denn ver- 
nünftiger Weise ist eine Classification nichts anderes als die Fest- 
setzung von Durchschnittsprocenten für jedes innerhalb einer ge- 
wissen Grenze liegende Einkommen, und ein Tarif nichts anderes 
als die Aufstellung eines Steuerbetrags nach dem geschätzten 
Durchschnittsertrag jeder Gewerbsgattung unter Zugrundelegung 
eines allgemein durchgeführten Maassstabs oder Steuerprocents. 
Die älteren deutschen Gesetze geben eben so wenig, wie die 
englischen, äussere Anhaltspunkte, nach welchen die Steuer zu 
bemessen ist, sondern sie bestimmen nur, mehr oder weniger 
vag, ein Minimum und Maximum der Steuer, welches für die 
verschiedenen Gewerbsgattungen nach Maassgabe des dabei in 
der Begel vermuthlich erforderlichen Capitals und erzielten Ar- 
beits- nnd Unternehmer - Gewinns verschieden bemessen ist. Die 
Besteuerung erfolgt also hier wie dort nach dem geschätzten 
Ertrage. 

Freilich stehen diesem unbestimmten Maassstabe in dem eng- 
lischen Gesetz höchst sorgfältig durchgearbeitete und durchdachte 
Vorschriften über das Verfahren zur Seite, welche den älteren 
deutschen Gesetzen gänzlich fehlen, jenem also einen sehr grossen 
Vorzug vor diesen verschaffen. Das englische Verfahren , abge- 
sehen von der trefflichen Organisation, welche die Vorzüge einer 
volkstümlichen Selbstverwaltung mit jenen einer kräftigen Re- 
gierungs - Ueberwachung sehr geschickt verbindet, ergreift fast 
alle nur denkbaren Mittel, um der Wahrheit auf die Spur zu 
kommen und räumt demgemäss den Einsteuerungsbehörden höchst 
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ausgedehnte Befugnisse ein, und gestattet ihnen das tiefste Ein- 
dringen in alle Privatverhältnisse durch Vernehmung von Zeugen, 
namentlich des Personals, Einsichtnahme und Vereidigung, während 
es andererseits den Steuerpflichtigen eine wahre Unzahl von Ver- 
theidigungsmitteln, Remonstrationen und Berufungen gewährt, und 
sie durch ein besonderes Verfahren vor den üblen Folgen jenes 
Eindringens, welche in Folge des Bekanntwerdens der Resultate 
entstehen könnten, ängstlich schützt. 

Von diesen Vorzügen unzertrennlich sind aber die Schwächen 
des Verfahrens. Unter diesen steht obenan gerade diese Noth- 
wendigkeit des Eindringens in die Geschäftsverhältnisse, worüber 
in der Presse wie im Parlament zu allen Zeiten die bittersten 
Klagen laut geworden sind. Die Beamten suchen zwar von den 
ausgedehnten Befugnissen, welche ihnen zustehen, den massigsten 
Gebrauch zu machen; allein dann sind sie in der Lage entweder 
ihre Pflicht nur unvollständig zu erfüllen, oder zu unzuverlässigen 
Hülfsmitteln greifen zu müssen. Als ein solches Hülfsmittel be- 
nutzen sie nicht selten die äusseren Merkmale der Er- 
tragsfähigkeit eines Geschäfts 1 )- Dieses Hülfsmittel 
kann indessen, da das Gesetz keine Anweisung über den Ge- 
brauch desselben enthält, nur äusserst unzuverlässig, und die An- 
wendung desselben in verschiedenen Händen kann nicht anders 
als höchst ungleichmässig sein. Ein anderes Mittel besteht darin, 
dass sie beanstandete Fassionen sehr bedeutend hinaufsetzen, um 
dadurch die Fatenten zur Führung des Gegenbeweises zu zwin- 
gen; allein gerade dieses ist offenbar ein entschiedener Beweis 
für die Unzulänglichkeit der positiven Mittel. 

Gegenüber dieser Unsicherheit ist zwar die französische 
Patentsteuer das andere Extrem; allein sie ist doch nichts weni- 
ger als vorzüglicher; denn in ihrer Unfähigkeit sich der speciellen 
Steuerfähigkeit anzupassen, muss sie unausbleiblich als eine eckige, 
harte Schablone auf den elastischen, weichen Formen des Lebens 
lasten, und nur die Gewohnheit kann ihren Druck einiger Maassen 
erträglich erscheinen lassen. Zwischen beiden stehen die neueren 
deutschen Gesetze, welche mit dem Bestreben, jedes Gewerbe 

1) Vergl. Jahrg. 1854 dieser Zeitschrift, S. 74. 
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nach seiner wirklichen Steuerfähigkeit anzuziehen, die Rücksicht 
auf möglichst wenig beschwerende Ermittelung dieser Steuer- 
fähigkeit verbinden. Vom englischen Standpunkte aus lässt sich 
gegen diese Richtung zwar nicht ohne Grund einwenden , dass 
diese Rucksicht nicht selten jenes' Bestreben hindert oder gar 
vereitelt, dass das Trachten nach erkennbaren Anhaltspunkten in 
vielen Fällen höchst unzuverlässig ist, und dass eine Steuer bei 
gleichen Merkmalen des Geschäftsertrags doch in Wirklichkeit 
sehr ungleich sein kann ; allein solche Ungleichheiten vermeidet 
auch die englische Steuer nicht, wie die Fälle beweisen, welche 
Nasse und Kries in dieser Zeitschrift a. a. 0. S. 74 und 512 an- 
führen, und es liegt sehr nahe anzunehmen, dass das in den 
deutschen Gesetzen durchgeführte, in verschiedenen Formen auf- 
tretende Princip der gegenwärtigen Bildungsstufe der Menschen 
— auch der Engländer — angemessener ist, als das englische, 
dessen Realisirung nur dann vollkommenen Erfolg verspricht '), 
wenn „die Höhe der Bildung erreicht ist , auf welcher jeder 
„Bürger begreift, dass seine Steuer ein sehr geringer Preis für 
„die Güter ist, die ihm der Staat dafür gewährt", und desshalb 
jeder unweigerlich sich zu dem bereit erklärt, was Gesetz und 
Vernunft von ihm fordern. 

Neben dieser Unsicherheit und diesem Mangel an Gleichheit 
steht auch bei dem grossen Gewicht, welches den Declarationen 
in England zukommt, die ausserordentliche Versuchung zu Be- 
trug und Unterschleif, welcher nach dem einstimmigen Zeugnisse 
aller Sachkundigen nur allzu viele Steuerpflichtige unterliegen. 
Die deutschen Gesetze vermeiden diese Klippe, wenn auch nicht 
vollständig, doch in weit höherem Grade, und die Frage erscheint 
daher wohl nicht unberechtigt , ob wir in Hinsicht auf die Ge- 
werbe-Besteuerung nicht praktischer gewesen sind und noch sind als 
unsere Verwandten jenseits des Canals, welche wir bescheiden 
als das vorzugsweise praktische Volk anzuerkennen pflegen? 

Theoretisch leidet aber die englische Gewerbe - Besteuerung 
entschieden an einem Fehler, indem sie das subjeetive Moment 
der Einkommensteuer mit dem objeetiven der Ertragssteuer ver- 
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mengt. Dies äussert sich einmal bei den Steuerbefreiungen. Wer 
an verschiedenen Punkten Geschäfte oder Grundstücke besitzt, 
deren keines für sich so viel Ertrag abwirft, dass er die steuer- 
pflichtige Grösse erreicht, dem wird schwer nachzuweisen sein, 
dass er im ganzen doch steuerpflichtig ist, wenn nicht seine Ver- 
hältnisse öffentlich bekannt sind, und manche Steuer mag auf 
diese Weise unerhoben bleiben. 

Sodann erhebt das englische Gesetz eine Steuer sowohl von 
dem Ausländer, der ein Gewerbe in England hat, als von dem 
Engländer, der ein Gewerbe im Ausland hat. Richtig kann aber 
nur eines von beiden sein, und die unausbleibliche Folge dieser 
Häufung ist Collision mit auswärtigen Steuergesetzen durch dop- 
pelte Besteuerung. Ueberall anderwärts, wo die Besteuerung nur 
einiger Maassen rationell ist, wird sie entweder subjeetiv nach 
dem Einkommen, oder objeetiv nach dem Ertrage bemessen. Ist 
im Ausland das erstere der Fall, so wird nach dem englischen 
Gesetz der Ausländer, der an einem Unternehmen in England 
betheiligt ist, — ist das zweite der Fall, so wird der Engländer, 
der Renten aus einem auswärtigen Geschäft zieht, doppelt be- 
steuert. Würde aber ein anderer Staat den englischen Grund- 
satz adoptiren, so müssten die einen wie die anderen, welche je 
aus dem anderen Gebiete einen Gewinn ziehen, doppelte Steuern 
dafür entrichten. Die deutschen Gesetze sind in dieser Hinsicht 
weit correcter, wie z. B. das bayerische Gewerbsteuergesetz 
vom 1. Juli 185G (art. 23) vorschreibt : „dem bayerischen Staats- 
verbande nicht angehörige Individuen und Gesellschaften unter- 
liegen der Gewerbesteuer von jenen Gewerben, welche sie in 
Bayern betreiben. Dagegen hat der bayerische Staatsangehörige 
für den Betrieb eines Gewerbes im Ausland eine Gewerbsteuer 
im Inlande nicht zu entrichten" : und das Einkommensteuergesetz 
vom 31. Mai 1856 (art. 10): „Dem bayerischen Staatsverbande 
nicht angehörige Individuen unterliegen der Einkommensteuer nur 
dann, wenn sie in Bayern einen Wohnsitz haben etc. etc. und zwar 
nur bezüglich desjenigen etc. Einkommens, welches dieselben aus 
Bayern beziehen. Bayerische Staatsangehörige, welche ein etc. 
Einkommen aus dem Auslande beziehen, werden hiefür zu dieser 
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Steuer nur dann angezogen, wenn dasselbe nicht bereits etc. im 
Auslande besteuert ist" u. s. w. 

Das österreichische Einkommensteuer-Gesetz v. 29. Octo- 
ber 1849 (§ 3) lässt alles aus dem Auslande fliessendc Einkom- 
men steuerfrei. 

Das preussische Einkommensteuergesetz v. 1. Mai 1851 
(§ 18) befreit Ausländer von der Einkommensteuer, „wenn sie 
sich nicht etc. des Erwerbes wegen im Inland aufhalten, voraus- 
gesetzt, dass sie im Inland kein Grundeigenthum oder gewerb- 
liche oder Handelsanlagen besitzen oder Theilnehmer daran sind ; 
ebenso Inländer (§ 17) von ihrem Einkommen aus Besitzthum, 
das im Auslande schon versteuert ist. 

Das württembergische Einkommensteuer - Gesetz vom 
19. September 1852 (art. 2) besteuert Ausländer nur „in An- 
sehung ihres in Württemberg erwachsenden Einkommens." 

Die badische Vermögenssteuer trifft nach dem Gesetz 
v. 10. Mai 1849 (art. 1) die Angehörigen anderer Staaten nur 
für ihr im Lande befindliches Eigenthum. 

Das Gesetz über die Steuerverfassung des Grossherzogthums 
Sachsen-Weimar vom 18. März 1851 (§ 4. B) bezeichnet 
Fremde nur für das Einkommen als steuerpflichtig, welches sie 
aus Grundstücken, Gewerben innerhalb des Grossherzogthums 
oder aus Besoldungen beziehen. 

Ausnahmen kommen zwar auch in Deutschland vor, wie z. B. 
das königlich sächsische Gesetz vom 27. April 1848, welches 
(§ 1) das Einkommen sämmtlicher Bewohner des Königreichs 
ohne Unterschied, ob dasselbe aus dem In- oder Auslande be- 
zogen wird, der Schätzung unterwirft; während gleichzeitig alle 
in Sachsen betriebenen Gewerbe, also auch die der Ausländer, 
die Gewerbesteuer zu entrichten haben. Doch sind das nur Aus- 
nahmen, welche die Begel nicht aufheben. 

Die Mitbesteuerung der Fremden in dem englischen Gesetz 
bestand auch nicht von Anfang an ; vielmehr hatten die englischen 
Minister von 1798 bis 1816 ihren Stolz daran genährt, diejenigen, 
welche kein unmittelbares Interesse am Staat haben, auch nicht 
zu den Lasten desselben anzuziehen. Die Britten sollten und 
wollten ausschliesslich den Bedarf ihres Staats decken, und es 
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kann in der That kaum einen edieren Ausdruck berechtigten 
National - Gefühls geben, als die Worte, welche Fox 1806 im 
Parlamente zur Vertheidigung dieser Steuerfreiheit sprach: „Ich 
„hoffe, wir werden nie unsere Ehre so weit ausser Augen setzen, 
„um den schutzlosen Zustand des übrigen Theils der Welt uns 
„zu Nutze zu machen, und von unserem Monopol desshalb Vor- 
„theil zu ziehen, weil es sonst keinen sicheren Zufluchtsort für 
„Eigenthum gibt, als unser Vaterland." 

Allein das Parlament ist keine Versammlung, in welcher 
eine Idee an und für sich von grossem Gewichte zu sein pflegt, 
sondern das Interesse und zwar das nächstliegende war hier zu 
allen Zeiten vorherrschend, und als daher die Anschauungsweise 
im Ministerium gewechselt hatte, wurde im Jahre 1842 bei der 
Wiedereinführung der Steuer auch die Mitanlegung der Ausländer 
ohne nennenswerthen Widerstand beschlossen. Mit diesem Be- 
schlüsse entfernte sich indessen das Pa/lament weiter vom Prin- 
cip der subjectiven, eigentlichen Einkommensteuer und näherte 
sich noch mehr dem der objectiven Ertragssteuer, ohne jedoch 
jenes ganz aufzugeben; denn folgerecht hätte gleichzeitig die 
Steuerfreiheit der Engländer für die aus dem Ausland bezogenen 
Renten und insbesondere Gewerbsprofite, mindestens insoweit sie 
schon im Ausland besteuert sind, anerkannt werden sollen. 

Der Ertrag der englischen Gewerbsteuer, worunter freilich 
auch die Steuer von kleineren Renten inbegriffen ist, war im 
Jahre 1815 ') ausschliesslich der landwirtschaftlichen Steuer 
2,830,130 L. gegen 15,642,338 L. Gesammtertrag der s. g. Ein- 
kommensteuer und 5,895,192 L. der Grundrenten- und 2,171,474 L. 
der Landwirthschafts-Steuer, beider zusammen 8,066,666 L. Im 
Jahre 1848 aber 1,582,839 L. gegen 5,791,332 L. Gesammt- 
steuer, und 2,604,820 L. der Grundrenten- dann 332,220 L. der 
Landwirthschafts-Steuer, beide zusammen 2,937,040 L. In Pro- 
centen ausgedrückt betrug also die Gewerbsteuer im Jahre 1815 
etwa 18,1 und 1848 etwa 27,3 °/o der Gesammtsteuer ; dann 
1815 etwa 35 und 1848 etwa 54 °/o der ganzen Grundsteuer, 



1) Second report from the select committee on the income- and pro- 
peitjrtax. 1852. S. 404. 
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endlich 1815 etwa 48 und 1848 etwa 61 °/o der Grundrenten- 
steuer. Im Vergleiche zu den continentnlen Gewerbsteuern ist 
dieses Resultat, namentlich jenes des letzteren Jahres gewiss 
nicht ungünstig, aber doch auch nicht überraschend gross. Denn 
wenn auch die Ansicht eines neueren Schriftstellers, das gewerb- 
liche Capital in England sei an Werth dem ganzen Grundbesitz 
gleich oder gar überlegen , ohne Zweifel übertrieben ist , so 
mögen doch gegründete Bedenken obwalten, ob das Verhältniss 
der Steuern dem der Steuerkräfte entspricht. Denn wenn in 
Bayern ■) die Gewerbsteuer mit Ausschluss der Aerzte, Advokaten, 
Privatlehrer, Künstler u. s. w. etwa 15'/« °/o, in England aber 
dieselbe einschlüssig der Steuern von kleinen und unregelmässigen 
Renten 27 °/o der Gesammtsteuersumme einbringt, so möchte das 
finanzielle Ergebniss gewiss eher zu Gunsten des bayrischen als 
des englischen Gesetzes sprechen. Frankreich mit 13,4 °/o, 
Preussen mit 1 1 ,6 °/o , Württemberg mit 9 °/o , Oesterreich mit 
4,9 °/o dürften allerdings und zum Theil bedeutend hinter Eng- 
land zurückstehen. 

Was endlich das Verfahren betrifft, so ist das englische so- 
wohl in Ansehung der Organisation als der formellen Behandlung 
weitaus am meisten auf Selbstregierung gebaut. Von allen con- 
tinentalen Gewerb-Steuergesetzen ist es bloss das bayerische, wel- 
ches in dieser Hinsicht mit demselben in Vergleich gezogen 
werden kann; aber auch dieses geht lange nicht so weit, und 
kann es auch nicht. Denn in keinem anderen Lande der Welt 
ausser England wäre es möglich, in jedem Bezirke einen Aus- 
schuss von wohlhabenden Leuten (die additional - commissioners 
oder Beigeordneten) und noch einen weiteren Oberausschuss von 
sehr wohlhabenden (die general-commissioners) zu finden, welche 
durch ihre Vermögensverhöltnisse, ihre Gesetzeskenntniss, Bildung 
und ihr Interesse an öffentlichen Angelegenheiten fähig und bereit 
wären, alljährlich einige Zeit unentgeltich dem öffentlichen Dienste 
zu widmen, ohne eigentliche Leitung eines Beamten dem Gesetz 
angemessene Beschlüsse zu fassen, und dem Staatsanwalt (sur- 



1) Nach den Rechnungs-Nachweisungen für 1858/59 1,160,985 FI. ge- 
gen 7,406,908 Fl. Gesammt-Steuer. 
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veyor) weder preisgegeben zu sein, noch in principiellem Wider- 
streit mit ihm zu stehen. Wenn es auch bei uns viele Bezirke 
gibt, in welchen eine Steuer-Jury ganz nach Art der englischen 
gebildet werden konnte, so gibt es doch auch viele — vielleicht 
noch mehr, in denen dies nicht möglich wäre; es fehlt dazu im 
allgemeinen noch viel zu sehr an der Gewohnheit sich bei öffent- 
lichen Angelegenheiten zu betheiligen und Interesse dafür zu 
haben, sowie Hand in Hand damit an der allgemeinen Kenntniss 
der Gesetze. In Bayern war es daher durchaus wohlgethan, den 
Ausschüssen einen gesetzeskundigen unbetheiligten Beamten als 
Vorstand zu geben. 

Die Hauptverschiedenheiten des Einsteuerungsverfahrens selbst 
beruhen zu sehr auf der Verschiedenheit der Besteuerungs-Grund- 
sätze, als dass eine genauere Vergleichung möglich wäre. Das 
bayerische Gesetz brauchte die Staatsanwälte und .Ausschüsse 
nicht mit der weitgehenden Befugniss zum Eindringen in die Ver- 
hältnisse auszustatten, weil es die Besteuerung nur an äusser- 
liche Merkmale knüpft, während dies bei dem englischen, wenn 
man nicht dem guten Willen der Steuerpflichtigen preisgegeben 
sein wollte, nicht zu umgehen war. Aus dem nämlichen Grunde 
durfte bei uns die Zahl der Hechtsmittel eine geringere sein, und 
es genügt vollständig, dass dem Pflichtigen wie dem Finanz- 
beamten rechtliches Gehör bei der Festsetzung seiner Steuer und 
eine Berufung in allen Fällen gewährleistet ist, in denen sie dem 
Begriff eines Geschwornen-Gerichts , als welches der Ausschuss 
dasteht, nicht widerspricht, während in England bei der grösseren 
Schwierigkeit die richtige Grundlage der Besteuerung zu ermitteln 
mehr Gelegenheiten geboten werden mussten, einen Irrthum oder 
Fehler zu beseitigen. 

Bemerkt zu werden verdient, dass die bei dem Ausnahms- 
Verfahren gemachte Veränderung zu Gunsten einer grösseren 
Befugniss der Beamten (special - commissioners) vorgenommen 
worden ist; es kennzeichnet sich hierin eine Richtung von der 
weitgehenden Selbstverwaltung zu einem etwas bureaukratische- 
ren Regiment, welche sich in neuerer Zeit nach dem Urtheile 
der Sachkenner in England geltend macht, ohne aber das fest- 
gegründete selfgovernment wesentlich zu erschüttern. 
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Richten wir nun den Blick auf die Zukunft, und stellen die 
Frage, ob zu wünschen und zu erwarten ist, dass die deutsche 
Gesetzgebung sich die englische zum Muster nehme oder umge- 
kehrt, so kann die Antwort nach beiden Seiten hin nur vernei- 
nend ausfallen. Im Princip steht das englische Gesetz entschieden 
höher als die unsrigen ; denn es geht geraden Wegs auf den 
allein steuerfähigen reinen Ertrag los, obwohl durch die Ver- 
mengung von Ertrags - und Einkommens - Besteuerung dieses 
Princip getrübt ist; wahrend die fortgeschrittensten unserer 
Gesetze nur aus äusserem Kennzeichen, welche unmittelbar nur 
Schlüsse auf den rohen Ertrag zulassen , sich jenem zu 
nähern suchen. 

Dagegen ist man in England sich wohl bewusst, das vor- 
gesteckte Ziel trotz des Aufwands an Mitteln keineswegs voll- 
ständig erreicht zu haben, ja man ist demselben dort vielleicht 
um keinen Schritt näher, als bei uns, wo durch die gesetzlich 
gegebenen Anhaltspunkte der Willkühr weniger Spielraum gege- 
ben und die Möglichkeit grober Ungleichheiten in der Besteuerung 
vermindert ist. 

Ebensosehr, wie unsere Gesetzgebung bestrebt sein sollte, 
sich der Reinheit des Grundsatzes zu nähern , welche aus der 
englischen Steuer hervorleuchtet, wäre es daher Aufgabe der 
englischen Gesetzgebung, dass sie einerseits das subjective Ele- 
ment der Einkommensbesteuerung abstreife und zur vollständig 
objectiven Ertragsbesteuerung übergehe, anderseits von den neuern 
deutschen Gesetzen lerne, aus der Unbestimmtheit, in welche ihr 
Princip gehüllt ist, herauszukommen, und den Steuerbehörden 
fassbarere Haltpunkte in die Hand zu geben als einen abstracten 
Begriff. 

Das Ziel, welchem die Gesetzgebungen beider Völker ver- 
nünftiger Weise zustreben, liegt in der Mitte, zwischen beiden. 
Damit soll indessen nicht gesagt werden, dass sie sich in kürze- 
rer oder längerer Zeit vereinigen müssen oder werden. Eine 
solche Identificirung wäre nur möglich, wenn beide, über die 
Besteuerung des Ertrags hinaus, in einem Ideal zusammentreffen 
würden, von welchem sehr zweifelhaft ist, ob es je, auch in 
der fernsten Zukunft, erreicht werden wird. Aber das ist ge- 
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wiss, dass beide bei gegenseitiger Annäherung nur gewinnen 
können , und dass es für jede einzelne von entschiedenem 
Vortheil ist, die Vorzüge der anderen kennen zu lernen und 
sich — soweit es die Verhältnisse zulassen — anzueignen. 



Zusätze zum obigen Aufsatz. 



Von Prof. Helferich. 



Da der Herr Verfassser des obigen Aufsatzes seine Angaben 
über die Höhe und der Ertrag der Gewerbsteuern und der Ein- 
kommensteuer in Grossbritannien und Irland mit den Jahren 1850 
und 1852 schliesst, so theile ich noch einige Angaben aus den 
späteren Jahren mit. Zum Theil sind dieselben Hübner's 
Berichten des statistischen Bureaus (Nr. 2. 1858), zum Theil 
dem englischen Jahrbuch (the companion to the almanac or year- 
book of general Information), zum Theil dem Journal des Eco- 
nomistes entnommen. Die erste Quelle für alle diese Angaben, 
die Reports der verschiedenen Finanzcommissionen des Parlaments, 
stehen mir nicht zu Gebote. 

I. Steuern von Gewerb- und Handelsbetrieb. 

Diese Steuern kommen im englischen Budget unter verschie- 
nen Titeln vor. Ein Theil ist in der Accise, excise duties, ent- 
halten. Ein zweiter Theil wird vom Stempelamt erhoben und 
verrechnet. Einige kleinere Einnahmen kommen unter dem Titel 
land- and assessed taxes, also unter den direkten Steuern, vor. 

Beginnen wir mit den letzteren, so finden wir in der Rech- 
nung für das Jahr 31 März 1859—60 eine Einnahme vom Pferde- 
handel mit 14139 L. und die Steuer von der Jagd und Wildpret 
mit 145,971 L. angegeben. Letztere Summe enthält nur die Ein- 
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